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Heinz Bierbaum
Vorwort

Wir leben in turbulenten Zeiten mit großen Risiken aber auch Chancen. Die 
Welt verändert sich. Sie wird multipolarer, gleichzeitig droht jedoch eine 
Blockkonfrontation zwischen den USA und China. Kriege und militärische 
Auseinandersetzungen prägen zudem das Weltgeschehen. Trumps erratische 
Politik verschärft die Spannungen. Die Klimakrise stellt unsere Art und Wei-
se des Produzierens und Konsumierens in grundsätzlicher Weise infrage und 
verlangt nach tiefgreifenden Änderungen. Davon ist auch die Bundesrepub-
lik Deutschland in hohem Maße betroffen. Dies drückt sich vor allem in ei-
ner tiefen industriellen Krise mit erheblichen sozialen und politischen Fol-
gen aus. Die Regierung hat darauf keine wirkliche Antwort. Sie ist schwach. 
Dies ist nicht zuletzt auch das Resultat der letzten Bundestagswahl, die die 
CDU/CSU zwar gewonnen, doch noch nicht einmal 30% erreicht hat. Die Mit-
te – SPD und Grüne – ist eingebrochen, die FDP ist gar nicht mehr im Bun-
destag. Der eigentliche Sieger heißt AfD, die ihren Stimmenanteil verdop-
pelt hat und weiterwächst. Die Unzufriedenheit mit der Politik ist groß und 
führt zu einer Erstarkung der extremen Rechten. Auf der anderen Seite hat 
die Partei DIE LINKE einen unerwarteten großen Erfolg erzielt und nimmt 
in den Umfragen weiter zu. Somit bestehen nicht nur Risiken, sondern auch 
Chancen für eine andere Politik – für eine sozial ausgerichtete und die Her-
ausforderungen wirklich angehende Politik.

DIE LINKE steht daher vor der politischen Aufgabe, wie sie selbst sich als 
politische Kraft konsolidieren kann und inwieweit sie einen Politikwechsel 
herbeiführen kann. Es geht um ihre strategische Ausrichtung. Diese Fragen 
stehen im Zentrum des Plädoyers von Michael Brie für eine LINKE als sozi-
alistische Klassenpartei. Ausgangspunkt ist, dass DIE LINKE wieder lernen 
muss, den strategischen Lernprozess zu führen. Als zwei sehr unterschiedliche 
strategische Grundpositionen macht er eine linke kapitalismuskritische und 
eine linksprogressive Position aus, die er beide ausführlich charakterisiert. 
Er fundiert dies mit einer Analyse der kapitalistischen Entwicklung, wobei 
er zwei Herrschaftsprojekte sieht: liberale Fortsetzung des global orientier-
ten Finanz-Kapitalismus mit zunehmend autoritären Mitteln und autoritärer 
Festungskapitalismus auf marktliberaler Grundlage. »Während der kapitalis-
muskritische Ansatz die Überwindung des neoliberalen Finanzmarkt-Kapi-
talismus als Ziel ins Zentrum rückt, ist es im Fall des linksprogressiven An-
satzes die Verhinderung eines Bruchs mit der liberalen Demokratie.« Denn 
für diese Position ist der Gegensatz von autoritärem Rechtsextremismus und 
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liberaler Demokratie zentral, nicht jedoch die aus dem Kapitalverhältnis re-
sultierenden gesellschaftlichen Widersprüche.

Kritisch setzt sich Brie mit der These der Faschisierung auseinander, wo-
bei er das Problem sieht, dass damit die Gefahr des Faschismus überzogen 
wird und die eigentlichen Widersprüche, die er in der Blockade einer sozial-
ökologischen Transformation und der Militarisierung sieht, in den Hinter-
grund treten. 

Im Hinblick auf den Gebrauchswert der LINKEN im Parteiensystem 
der Bundesrepublik hält er drei Optionen für möglich. Ein Bündnis gegen 
Rechts, das auch liberal-konservative Parteien einschließt, den Aufbau eines 
Mitte-Links-Lagers oder einen »dritten«, d.h. eines linken Pols der Hoffnung, 
für den er plädiert. Zentral ist »ein klares Programm des Richtungswech-
sels hin zu sozialökologischer und sicherheitspolitischer Transformation«.

Ausführlich befasst sich Brie mit dem Kampf um die Arbeiterklasse, wo-
bei er auch verschiedene empirische Studien heranzieht. Er stellt fest, dass 
die Linke die Arbeiterklasse in hohem Maße verloren hat, und dass deren 
Wiedergewinnung eine notwendige Bedingung für den politischen Erfolg 
der LINKEN darstellt. Er plädiert für ein solidarisches Mitte-Unten-Bündnis 
und für »eine auf die Klassenfrage zentrierte verbindende Politik«. Die Klas-
senfrage muss schon deshalb zum strukturierenden Prinzip werden, weil das 
Kapitalverhältnis gesellschaftlich prägend ist, und das es zu überwinden gilt.

Michael Brie argumentiert sehr differenziert und stellt die unterschied-
lichen politischen Positionen und deren Begründungszusammenhänge dar, 
wobei er umfangreich Literatur verarbeitet. Im Ergebnis plädiert er für DIE 
LINKE als sozialistische Klassenpartei. Sein Plädoyer ist ein außerordentlich 
wichtiger Beitrag zur Strategiedebatte der Linken insgesamt. Es ist zu wün-
schen, dass sein Beitrag die ihm gebührende Aufmerksamkeit findet.
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1. Das Lernen lernen!

»Die Linke versteht sich als lernende Partei.«
(DIE LINKE 2011: 94)

In meiner Kindheit habe ich fasziniert in den Fernsehnachrichten die Bil-
der startender Weltraumraketen verfolgt, die sich mit dröhnender Macht 
in den dunklen Himmel erhoben, dann, kaum noch erkennbar mit bloßem 
Auge, die erste Raketenstufe abwarfen, eine zweite Stufe, später eine drit-
te Stufe zündeten und weiter emporstiegen. Ohne diesen Start der zwei-
ten und dritten Stufe hätten sie zwar noch Minuten an Höhe gewonnen, 
um dann aber unweigerlich zu sinken und schließlich mit rasendem Tem-
po hinabzustürzen. 

Ein solcher Absturz wäre der Partei DIE LINKE vor einem Jahr fast pas-
siert. Nach der Gründung 2005/07 eilte sie von Erfolg zu Erfolg, doch die 
inneren Konflikte nahmen zu. Sie konnte in Göttingen 2012 die Spaltung 
noch einmal verhindern, hat sich danach nur noch mühsam halten können, 
immer tiefer zerrissen durch ungelöste Konflikte, bis es zur Abspaltung des 
BSW kam, und blickte dann bei den Europawahlen sowie den Landtagswah-
len in Brandenburg und Sachsen 2024 in den Abgrund der politischen Be-
deutungslosigkeit. 

Der Neustart im Herbst und Winter 2024/25 hat einen Höhenflug ausge-
löst. Aber er ist fragil. Wie Susanne Lang und Robert Maruschke feststellen: 
»Die größten Herausforderungen für Organisationen kommen nicht aus Kri-
sen, sondern aus Erfolgen.« (Lang/Maruschke 2025) Der Erfolg erzeugt den 
Schein, man müsse einfach weitermachen, während er jedoch die Bedingun-
gen des eigenen Agierens grundlegend verändert hat und strategisches Lernen 
noch wichtiger wird. Loren Balhorn bringt es so auf den Punkt: »Die Linke 
wird keine andere Wahl haben, als neue strategische Wege zu beschreiten.« 
(Balhorn 2025) Über diese Wege müssen Mitglieder und Führung der Par-
tei sich Klarheit verschaffen.

DIE LINKE bildete sich in den Jahren zwischen 2004 und 2007. Strate-
gisches Ziel war es, durch eine neue politische Formation in der Bundesre-
publik die Voraussetzungen für einen »politischen Richtungswechsel« zu 
schaffen (WASG/Linkspartei.PDS 2007). Durch die Fusion der ostdeutschen, 
sozialistisch orientierten PDS und der WASG als »zeitgenössischer Arbeiter-
partei« (Weichold 2013) und durch das Engagement vieler Kräfte aus globa-
lisierungskritischen, ökologischen und radikalfeministischen Bewegungen 
entstand eine Partei, die die Spaltung in sozialdemokratische und kommu-
nistische Strömungen, in »alte« und die »neue« Linke, in Ost und West zu 
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überwinden suchte.3 Die Arbeiterfrage und die Frage der radikalen Eman-
zipation sollten neu verbunden werden. Darin lag eine ungeheure Chance.

DIE LINKE war über ein Jahrzehnt unfähig, gemeinsame Lernprozesse 
zu organisieren und »den Übergang von einer wahlpolitischen Sammlungs-
bewegung zu einer Partei mit eigener sozial verankerter und ideologisch ver-
bundener Wähler*innen-Basis« (Kahrs 2022: 597), klarem Profil, geeinter 
Führung und strategischer Orientierung sowie handlungsfähiger engagierter 
Mitgliederbasis zu organisieren. Angesichts des Fehlens eines strategischen 
Führungszentrums (siehe die Thesen der Arbeitsgruppe des Vorstands der 
Rosa-Luxemburg-Stiftung 2022) blockierten die innerparteilichen Gegen-
sätze erfolgreiche Suchprozesse. Die ausgebliebene Klärung muss die Par-
tei jetzt anderthalb Jahrzehnte später nachholen und wichtige offene Fra-
gen klären (Hildebrandt 2022).

Damit die Partei DIE LINKE ausgehend von dem Neustart, der mit der 
Bundestagswahl 2025 verbunden war, auch weiter neue antreibende Kraft 
entfaltet, muss sie sich als lernende Partei ihrer Mitglieder und Führung 
in der Gesellschaft entwickeln. Wie Rosa Luxemburg in Zeiten der Fins-
ternis, am Beginn des Ersten Weltkriegs, schrieb: »[W]ir werden siegen, 
wenn wir zu lernen nicht verlernt haben«. Und sie fügte hinzu: »Und soll-
te die heutige Führerin des Proletariats, die Sozialdemokratie, nicht zu 
lernen verstehen, dann wird sie untergehen« (Luxemburg 1916: 63). Im 
Kern des Lernens einer linken, den arbeitenden Klassen verpflichteten 
Partei stehen die Erfahrungen vor Ort und im Betrieb, in den Gemein-
den und Städten, in den Parlamenten und Institutionen. Aus ihrer Re-
flexion müssen die Entwicklung und ständige Überprüfung der Strategie 
wie Taktik der Partei, ihrer Organisations- und Arbeitsweise erwachsen. 
Dazu bedarf es der strategisch aufklärenden Gesellschafts- und Klassen-
analyse, der Analyse der gesellschaftlichen Akteure und der herrschenden 
Eliten und ihrer Strategien, der ökonomischen, politischen wie kulturel-
len Umbruchprozesse, der geopolitischen Umgestaltungen und technolo-

3  Dabei spielte auch das Erbe der PDS eine wichtige Rolle. Lutz Brangsch und Judith Dell-
heim betonen in diesem Zusammenhang vier Eckpunkte für die erfolgreiche Entwicklung einer 
sozialistischen Partei […]: 1. eine selbstkritische Reflexion der eigenen Geschichte im Kontext 
der Entwicklung der sozialistischen Linken (Anti-Stalinismus); 2. eine organisationspolitische 
und kulturelle Verknüpfung von Partei und sozialer Bewegung sowie eine kulturelle Aufgeschlos-
senheit gegenüber anderen emanzipatorischen Akteuren (Bewegungspartei); 3. die Koordinati-
on analytischer, programmatisch-strategischer und konzeptioneller Arbeit von unten (das heißt 
aus den basisnahen Strukturen) als besondere Aufgabe der Vorstände (Parteidemokratie); 4. ein 
aktives Bemühen um politische Bündnisse pro Demokratie, Gerechtigkeit, Solidarität und Öko-
logie (Bündnisorientierung).« (Brangsch/Dellheim 2023: 115f.)
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gischen Entwicklungen. Und es verlangt die Herausbildung einer eigenen 
weltanschaulichen Identität, um Neoliberalismus und Neuer Rechter wi-
derstehen zu können. 

Nachdem sich im Herbst 2024 endlich ein strategiefähiges Führungszent-
rum der Partei herausgebildet hat, kommt es – neben anderen Schritten, aber 
unverzichtbar – darauf an, in einem kollektiven Lernprozess ein durch Mit-
glieder und Führung geteiltes strategisches Verständnis der Partei zu formu-
lieren. Nach innen wie nach außen muss überzeugend beantwortet werden: 
Was ist das Selbstverständnis von DIE LINKE und was ihr Gebrauchswert 
für ihre Mitglieder, für Millionen von Bürgerinnen und Bürger und im poli-
tischen System der Bundesrepublik? Die Diskussion dazu ist entbrannt. Sehr 
unterschiedliche Antworten stehen nebeneinander. Verblüffend ist, dass das 
geltende Parteiprogramm von 2011, das die strategischen Überlegungen aus 
den Jahren des Zusammengehens von PDS, WASG und weiterer politischer 
Kräfte zusammenfasst, keine Rolle spielt. Der Kompass, den sich DIE LINKE 
nach ihrer Gründung gegeben hatte, verschwand in der hintersten Schublade.

Immer wieder wird in DIE LINKE die Sorge geäußert, eine offene Diskus-
sion strittiger Punkte könnte die Partei auseinandertreiben. Meines Erach-
tens zeigt gerade die Erfahrung in den letzten 15 Jahren, dass es nicht die 
Differenzen selbst, sondern die Unfähigkeit war, den notwendigen strategi-
schen Lernprozess zu führen, der das immer stärkere Auseinanderdriften in 
der Partei befördert hat. Sträflich wurde die Kunst der Dialektik als Fähig-
keit, die Segel so zu setzen, um gegen den Wind zu kreuzen, der LINKEN im-
mer heftig aus den herrschenden Verhältnissen entgegenweht: »Für den Di-
alektiker kommt es darauf an, den Wind der Weltgeschichte in den Segeln 
zu haben. Denken heißt bei ihm: Segel setzen. Wie sie gesetzt werden, das ist 
wichtig. Worte sind seine Segel. Wie sie gesetzt werden, das macht sie zum 
Begriff.« (Benjamin 1982: 591) Nur richtig gesetzte Segel bringen das Schiff 
voran. Diese Kunst der Zielbestimmung, der Erkenntnis, woher der Wind 
weht, und des Segelsetzens muss in der strategischen, durch theoretische 
Arbeit belehrten Reflexion der Praxis gelernt werden.

Im Folgenden werde ich versuchen, vorhandene Positionen unter den für 
eine Strategiebildung relevanten Kriterien zu befragen (einen Überblick gibt 
Strohschneider 2025). Benjamin-Immanuel Hoff hat Recht, dass es bei der 
Strategiebildung darauf ankommt, »Widersprüche in den eigenen Reihen 
möglichst dialektisch aufzulösen« (Hoff 2025). Aber diese Auflösung verlangt 
intensive Arbeit an den Widersprüchen selbst, schließt die Veränderung der 
Pole ein. Ansonsten mündet eine »Klärung« in den bekannten Formelkom-
promissen, die ein bloßes Nebeneinander falscher Gegensätze befördern, das 
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im Konfliktfall zum Auseinander wird. Hoff benutzt folgende Metapher, um 
seine Position zu verdeutlichen: »Die Klaviatur radikalreformerischer oder 
revolutionär reformistischer Gestaltungspolitik hat viele Tasten. Und eine 
überzeugende Melodie entsteht nicht, wenn ein Teil der Tastatur einfach 
abgeklebt wird. Die Realität ist konkret und hält sich selten an programma-
tische Leitsätze.« (Ebd.) Zur Wahrheit gehört aber auch, dass, will man auf 
einem Klavier ein Lied spielen, nicht nur viele Tasten braucht, sondern sich 
eben auch an die das ganze Lied tragende, über jeden einzelnen Griff hin-
ausweisende Melodie halten muss, wenn das Ganze nicht in eine Kakopho-
nie münden soll wie in der LINKEN in den Jahren bis 2023.

Im Weiteren geht es nicht darum, dieser oder jener konkreten Äußerung 
einzelner Autorinnen und Autoren in der Strategiediskussion der Partei für 
sich genommen gerecht zu werden, sondern eher analytisch Idealtypen von 
Positionen in der Strategiediskussion zu bilden, die der Verdeutlichung der 
inneren Struktur von Positionen in ihrer Reinform dienen, wie sie im Ein-
zelnen selten oder nie vorliegen. Zudem ist zu beachten, dass die analysier-
ten Texte, gemessen an den Maßstäben, die an eine Parteistrategie anzule-
gen sind (Raschke/Tils 2012), bestenfalls am Anfang stehen. Eine besondere 
Schwäche der Diskussion ist, dass es nur wenige begründete Aussagen zur 
Entwicklung der LINKEN als Organisation gibt (siehe aber Lang/Maruschke 
2025; M. Becker 2025; Gürpinar 2024; Gürpinar 2025; oder aus dem Kreis 
der Jungen Linken Trappe 2025). Dabei ist dies eine der entscheidenden Fra-
gen. Es geht um Basisarbeit, die Rolle der Kreis- und Landesverbände und der 
Bundespartei, das Verhältnis zu den Gewerkschaften und sozialen Bewegun-
gen und kritischen Intelligenz, die Rolle der hauptamtlichen Strukturen und 
des Karl-Liebknecht-Hauses, der kommunalen Vertretungen und der Frak-
tionen in den Landesparlamenten und im Bundestag sowie das Verhältnis 
zur Partei in Regierung (wie gegenwärtig in Mecklenburg-Vorpommern und 
Bremen) und zwischen der Partei und der Rosa-Luxemburg-Stiftung. Sozi-
alwissenschaftliche Studien zur Basis der Partei und ihrem Umfeld und zur 
Regierungsbeteiligung, wie sie früher durch die Rosa-Luxemburg-Stiftung 
in Auftrag gegeben wurden, liegen lange zurück und spielen in der aktuellen 
Diskussion keine Rolle (Berg/Koch 2000; Reißig 2005; Matuschek et al. 2008; 
Matuschek et al. 2013). Überhaupt sind qualifizierte Rückbezüge auf wissen-
schaftliche Analysen zur PDS und der LINKEN selten. Der Dialog mit den 
Sozialwissenschaften in Fragen Parteientwicklung ist kaum noch vorhanden.

Eine Schwäche der folgenden Analyse ist, dass ich es nicht vermochte, die 
Strategiediskussion anderer linker politischer Kräfte in der Europäischen 
Union (EU), geschweige denn darüber hinaus, zu berücksichtigen. Dazu wird 
kollektive Arbeit gebraucht und sie ist dringend notwendig. Viele Texte aus 
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der Strategiediskussion der LINKEN gehen nur am Rande auf die Diskus-
sionen in anderen Ländern ein oder greifen einzelne Ansätze heraus. Dies 
zeigt, wie sehr die einzelnen linken Parteien in der EU auch heute noch für 
sich stehen (siehe Hildebrandt/Scholz 2024; Koltsida 2025).

Basis der Analyse sind vor allem Texte, die in der Zeitung nd, dem On-
line-Magazin der Partei Links bewegt und der Zeitschrift LuXemburg er-
schienen sind. Hinzu kommen einige weitere Beiträge aus dem Umfeld der 
Partei. Dies ist nur ein kleinerer Ausschnitt der Diskussion.4

Beim Studium der strategischen Beiträge aus der Partei DIE LINKE nach 
der Bundestagswahl vom 23. Februar 2025 wird deutlich, dass es zwei 
sehr unterschiedliche Grundpositionen in der Partei gibt – die linke ka-
pitalismuskritische und die linksprogressive. Die linke kapitalismuskriti-
sche Position stellt den Beitrag der Partei DIE LINKE zur Schaffung eines 
eigenständigen Dritten Pols der Gerechtigkeit und Solidarität gegenüber 
dem liberalen Block (zu dem mit Abstufungen nach rechts bzw. links CDU/
CSU, FDP, SPD und Grüne gerechnet werden) und gegenüber dem Pol der 
Neuen Rechten ins Zentrum. Die linksprogressive Position sieht die Rolle 
der Partei DIE LINKE vor allem darin, die liberale Demokratie gegen au-
toritäre Entwicklungen von rechts zu verteidigen und dazu mit linken Ak-
zenten Bündnisse mit den anderen demokratischen Parteien einzugehen. 

Es wird sich im Folgenden zeigen, dass dieser Grundkonflikt das Verhältnis 
zu allen strategisch relevanten Fragen bestimmt und beide Positionen – wenn 
auch aus unterschiedlichen Gründen – Schwierigkeiten haben, eine konsis-
tente Antwort darauf zu formulieren, wie ein grundlegender Richtungswech-
sel der Politik machtpolitisch umgesetzt werden kann. Diese Schwierigkei-
ten liegen in der realen Situation selbst.

Es werden sich in der folgenden Darstellung zwei Anliegen überschnei-
den: Erstens geht es darum, Grundkonflikte in der strategischen Diskussi-
on der Partei herauszuarbeiten, zweitens werde ich prüfen, inwieweit es die 
vorliegenden Positionen erlauben, strategische Konturen für DIE LINKE 
als sozialistische Klassenpartei zu skizzieren. Dies bedeutet auch, dass sich 
die Analyse der Positionen anderer und die Darstellung eigener Auffassun-
gen nicht trennen lassen. Schon der Versuch, analytische Schnitte vorzuneh-

4  Bei dieser Analyse knüpfe ich an einen methodologischen Rahmen an, den ich bei einer 
vergleichbaren Studie mit Bezug auf die PDS im Umfeld ihrer Wahlniederlage und im Vorfeld 
des Zusammengehens mit der WASG 2002/3 vor über 20 Jahren erarbeitet hatte (Brie 2003).
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men, ist durch die eigene Bewertung beeinflusst. Ich muss es anderen Analy-
sen überlassen, die Einseitigkeit, die meine Analyse prägt, zu kompensieren.

2. »Hauptwiderspruch« und »Hauptrichtung« der Epoche

»Die Linke steht in grundsätzlicher gesellschaftlicher und po-
litischer Opposition zu Neoliberalismus und Kapitalherrschaft, 

imperialistischer Politik und Krieg. Sie streitet für eine demo-
kratische und soziale, emanzipatorische und friedliche Gesell-

schaft. Mit der Mobilisierung von gesellschaftlichem Widerstand 
und dem Einsatz für eine grundlegende Umgestaltung machen 

wir uns auf den Weg zu einer sozialistischen Gesellschaft.«
(DIE LINKE 2011)

Jede Bestimmung einer politischen Strategie beginnt mit der Definition der 
Handlungssituation, d.h. der Epoche, der bestimmenden Akteure und Haupt-
konflikte. Da jede solche Situation aber durch eine hohe Komplexität von 
Widersprüchen gekennzeichnet ist, muss entschieden werden, welcher die-
ser Widersprüche der für das eigene Handeln entscheidende – der »Haupt-
widerspruch« ist. Erst ausgehend von der Erfassung der Handlungssituati-
on und der Definition des Hauptwiderspruchs können Positionen entwickelt 
werden, die »intellektuelle wie moralische Führung« (Gramsci 1998: 1947) 
ermöglichen und auf Hegemonie zielen.

2.1 Der linke kapitalismuskritische Ansatz
Der kapitalismuskritische Ansatz geht von der Analyse des neoliberalen Fi-
nanzmarkt-Kapitalismus aus (Huffschmid 1999; Windolf 2005; Brenner 
2006; Bischoff 2014). Dieser Typ von Kapitalismus ist seit über 15 Jahren 
in der Krise. Die Ursache der relativ schnellen Erschöpfung der Potenzia-
le der finanzkapitalistischen Formation von Akkumulationsregime und Re-
gulationsweise (Aglietta 2000) sowie ihrer globalen Absicherung durch die 
USA liegt darin, dass er seine eigenen Existenzbedingungen zerstört (Fra-
ser 2023). Er musste deshalb in tiefe Akkumulations-, Reproduktions-, In-
tegrations-, Legitimations- und Sicherheitskrisen münden (Brie 2006). Sein 
Marktradikalismus führte zu einem Krisenkapitalismus in Permanenz (Die-
ter Klein 2008). Die herrschenden Eliten greifen deshalb ständig zu Metho-
den des Ausnahmezustandes, der elementare liberale und völkerrechtliche 
Standards außer Kraft setzt und mit Prozessen der Barbarisierung sowie ent-
fesselter Herrschaft verbunden ist (Naomi Klein 2009). Vom Neoliberalis-
mus gingen weder ein neuer umfassender Akkumulationsschub in der Real-
wirtschaft noch ein stabiler gesellschaftlicher Konsens aus (Candeias 2009: 
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19). Aber es gelang den herrschenden neoliberalen Akteuren immer wieder, 
auch nach der großen Finanz- und Wirtschaftskrise von 2007 bis 2010, sich 
Zeit zu kaufen (Streeck 2013: 60–78) und ihre Politik – wenn auch verän-
dert – fortzusetzen.

Innerkapitalistische Formationen sind durch die Abfolge einer embryona-
len Phase der Herausbildung der Elemente einer neuen Formation, die Pha-
se der organischen Krise der alten Formation und der Experimente mit neu-
en ökonomisch-politisch-kulturellen Projekten sowie ihrer internationalen 
Absicherung und die Phase expansiver Kapitalakkumulation und relativer 
Stabilität geprägt, bis sich im Schoße des Alten erneut alternative Ansätze 
herausbilden und ausbreiten (siehe Abb. 1). Eine Formation geht nur un-
ter, wenn sich neue Projekte erfolgreich durchsetzen. Welche dies sind und 
wie dies geschieht, ist nicht vorherbestimmt. Organische Krisen sind ausge-
dehnte Phasen eines sich hinziehenden Siechtums und von Experimenten 
und bilden ein Interregnum.

Um die Stabilität innerkapitalistischer Formationen zu sichern, muss die 
Politik der herrschenden Klassen keinesfalls besonders hohen Anforderun-
gen gerecht werden. Lenin umformulierend, müssen sie nur in der Lage sein 
zu verhindern, dass es zu einer »revolutionären Krise« kommt (Lenin 1915: 
206). Es reicht ihnen aus, abzusichern, dass es nicht zur Herausbildung hand-
lungsfähiger Gruppen der Gesellschaft kommt, die fähig sind, Alternativen 
zu formulieren, sich zu organisieren, einen eigenen hegemoniefähigen Kon-
sens gesellschaftlich zu verankern, machtpolitisch zur Geltung zu bringen 
und auf diese Weise selbst Staat zu werden. In Gestalt einer passiven Revo-
lution beginnen Teile der herrschenden Elite in Krisenzeiten Suchprozesse, 
um die Blockaden aufzubrechen und auf neue Weise die subalternen Klassen 

Abb. 1: Phasen einer innerkapitalistischen Formation
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zu integrieren. Gelingt ihnen dies, verhindern sie damit zugleich die Entste-
hung wirksamer gegenhegemonialer Projekte von links.

Ein Interregnum ist eine Epoche von Suchprozessen und der Entstehung 
von alternativen kulturellen, politischen, sozialen und ökonomischen wie 
internationalen Projekten. Es sind nicht nur »Krankheitserscheinungen« 
(Gramsci 1991: 354) und »Monster« (Zizek 2010), die hier ihre Stunde kom-
men sehen, sondern auch »Gesundungsprozesse« und »Lichtgestalten« kön-
nen neuen Formationen zur Welt verhelfen. Im Interregnum muss man sich 
auf Zeiten der Stagnation wie auf jähe Wendungen einstellen. Es bereiten 
sich Weichenstellungen vor: 2011 hatte das Institut für Gesellschaftsanalyse 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung vier mögliche Projekte ausgemacht, die sich in 
der Krise des neoliberalen Finanzmarkt-Kapitalismus herauskristallisieren 
könnten – 1. ein Ökokapitalismus auf neoliberaler Grundlage (»Grüner Ka-
pitalismus«), 2. ein ins Autoritäre gewendeter Finanzmarkt-Kapitalismus, 3. 
ein entzivilisierter Festungskapitalismus und letztlich 4. – unter dem Druck 
starker sozialer, ökologischer und demokratischer Kräfte – ein sozial-libe-
raler Green New Deal. Letzterer, so die Hoffnung, könne das Tor öffnen für 
eine viel weitergehende sozialökologische Transformation und globale Soli-
darität (Institut für Gesellschaftsanalyse 2011: 2). Gegenwärtig konkurrie-
ren die Projekte 2 und 3 um die Vorherrschaft.

Im Rahmen der Strategiediskussion von DIE LINKE wird von oft blo-
ckierter Transformation (Candeias 2025b) bzw. Transformationsblockaden 
(Kahrs 2025: 14) gesprochen. Zur gleichen Zeit wird »ein transnationales 
Laboratorium rechts-autoritärer antidemokratischer Staatsprojekte« (L. Be-
cker 2025a) ausgemacht. Neben der Blockade der sozialökologischen Trans-
formation und Stagnationstendenzen gibt es rechts-autoritäre Transforma-
tionsbrüche. Sie zielen darauf, den neoliberalen Finanzmarkt-Kapitalismus 
dadurch zu retten, dass liberal-demokratische Akteure, Strukturen und Nor-
men zugunsten eines autoritären Maßnahmestaats zurückgedrängt werden. 
Dieser Staat geht zugleich ein noch engeres Bündnis mit den Kapitaloligar-
chien in den zentralen Bereichen von Finanzen, Hightech, Militärisch-Indus-
triellem Komplex, Energiewirtschaft, Transport und Agrobusiness (Dellheim 
2014: 337–339; Dellheim 2023; Dellheim 2025a) ein und fördert ihren Um-
bau zu Bollwerken von Großregionen, von denen aus die Peripherie ausge-
beutet und kontrolliert werden soll. In Deutschland spielt der Bundesverband 
der Deutschen Industrie dabei eine Schlüsselrolle und ist aktiver Treiber der 
Aufrüstung und des Ausbaus des Militärisch-Industriellen Komplexes (Dell-
heim 2023; Dellheim 2025a). Die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspoli-
tik konstatiert: »Schemenhaft ist das Bild eines nationalistischen und staat-
sinterventionistischen Oligarchenkapitalismus zu erkennen.« (Arbeitsgruppe 
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Alternative Wirtschaftspolitik 2025: 25) Wenn IG Metall, Wirtschaftsforum 
der SPD und Bundesverband der Deutschen Sicherheits- und Verteidigungs-
industrie (BDSV) gemeinsam den Ausbau der »eigenen Verteidigungsfähig-
keiten in den Dimensionen Land, Luft und See« als Beitrag zur »Leistungs-
fähigkeit der Industrie« sehen , reagieren sie damit auch auf die Tendenzen 
der Deindustrialisierung, die Hochburgen der Exportwirtschaft in den Be-
reichen des Automobilsektors, des Maschinenbaus und der chemischen In-
dustrie erfasst haben. Eine solche Antwort wird den Rückbau des Sozial-
staats und autoritäre Tendenzen befördern. Mit der neuen Regierung unter 
Friedrich Merz und Lars Klingbeil wurde diese Politik forciert und hat jedes 
Schemenhafte verloren.

Während in einigen Feldern also weiter Zeit gekauft wird, man in anderen 
eine Abmilderung versucht, werden in Feldern der Rüstung und Geopolitik 
oder der Migration die Konturen eines neuen Projekts sichtbar, das mit dem 
Aufbau eines militärisch hochgerüsteten, liberal-autoritären Festungskapi-
talismus gut beschrieben werden kann (zur Kritik dieser Entwicklung siehe 
Varoufakis 2025). Stillstand, Rückschritt und rasanter Wandel im Bereich 
der Transformationskonflikte verflechten sich. Ausgehend davon scheint es 
mir richtig, das Neben- und Miteinander von Blockaden einerseits und ra-
dikalen Brüchen andererseits zu betonen. Mittlerweile sind es weniger die 
Blockaden als die schon erfolgten bzw. absehbaren Brüche hin zu einer Sym-
biose von Marktradikalismus und Autoritarismus, die linken gesellschaftli-
chen und politischen Kräften Sorgen bereiten sollten.

Ein von Candeias 2023 ausgemachtes »Ende des Interregnums« ist nicht 
eingetreten, ganz im Gegenteil. Seine unter dieser Überschrift formulierte 
These »Wir leben in keiner offenen gesellschaftlichen Situation mehr« ist 
spätestens mit der Wiederwahl von Donald Trump zum Präsidenten der USA 
ebenso falsifiziert wie die von ihm zu diesem Zeitpunkt getroffene Annahme: 
»Es bildet sich ein hegemonialer Entwicklungspfad heraus, der unterschied-
liche Ausprägungen eines grünen Kapitalismus umfasst. Weshalb ist er he-
gemonial? Anders als andere gesellschaftliche Projekte hat er das Potenzial, 
neue Anlagefelder für das Kapital zu erschließen. Diese ermöglichen zugleich 
eine Bearbeitung der größten und langfristigsten (Menschheits-) Krise, der 
ökologischen Krise, durch eine grüne Modernisierung; so kann er ein trag-
fähiges Akkumulationsregime etablieren.« (Candeias 2025d: 124) Ein Jahr 
später, Ende 2024, hatte sich Candeias Einschätzung der Situation deut-
lich verändert: »Das grün-kapitalistische Modernisierungsprojekt als domi-
nante Antwort auf die Krisen wird durch Austeritätspolitik blockiert. Auto-
ritär-populistische Kampagnen verschieben das politische Kräfteverhältnis 
nach rechts. […] Eine fortschrittliche Alternative zur Ampel-Politik ist aber 
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kaum erkennbar. Die sogenannte Brandmauer erodiert, im rechts-konser-
vativen Lager finden entsprechende Vorbereitungen und Umgruppierungen 
statt. An welchem Punkt gesellschaftlicher Entwicklung stehen wir? Droht 
eine dauerhafte politische Krise, eine autoritäre Transformation oder gar 
eine Dynamik der Faschisierung?« (Candeias 2025c: 176) Allein diese Fra-
gen bezeugen die Offenheit der historischen Situation. Wie das neue gigan-
tische Verschuldungsprojekt jetzt zeigt, steht dem Übergang zum »grünen 
Kapitalismus« nicht die Austeritätspolitik im Wege. Ein Drittel des Bundes-
haushalts sind schuldenfinanziert – »deficit spending« in Reinform. Wäh-
rend man mit Lust die Aufrüstung vorantreibt, bleibt die ökologische Er-
neuerung weitgehend auf der Strecke. Wie Judith Dellheim für die EU im 
Detail feststellt, »sind die Projekte, die sie für eine offensive Antwort auf die 
Klima- und Umweltkrisen entwickelt hat, zerstört worden« (Dellheim 2025c).

Die Offenheit der Situation zeigt sich auch in Deutschland. Ob die Wette 
der Merz-Klingbeil-Regierung aufgeht und die Erneuerung des Wirtschafts-
modells der Bundesrepublik mit Aufrüstung und Infrastrukturinvestitio-
nen erfolgreich sein wird, ist zweifelhaft (Sablowski 2025). Die Erfahrun-
gen der letzten 20 Jahre verweisen erstens auf die wachsende Fragilität und 
Krisenhaftigkeit der bisherigen sozial abgefederten neoliberalen Politik, de-
ren wirtschaftliche, soziale, politische, kulturelle wie geopolitische Grund-
lage erodiert. Dies bringt zweitens, gestiegene Chancen für disruptive poli-
tische Unternehmer wie Trump oder Milei, aber auch Orbán oder Erdoğan 
hervor. Drittens beweisen Kräfte im herrschenden Block den Willen und die 
Fähigkeit, eine Politik fortzusetzen, die im Rahmen der liberal-demokrati-
schen Institutionen neoliberale Politik mit Ansätzen sozialer und ökologi-
scher Orientierungen zu verbinden sucht und zugleich eine Wende hin zur 
Militarisierung und Konfrontation sowie Abschottung vollzieht. Das Bedro-
hungs- und Kriegsnarrativ sowie die Aufrüstung verleihen dieser Orientie-
rung zusätzliche Unterstützung und vorläufige Stabilität.

Lia Becker betont in diesem Zusammenhang das Moment der Disruption: 
»Über ideologische Differenzen hinweg kommt es zu einer strategischen Kon-
vergenz zwischen rechtsnationalistischen und autoritär-neoliberalen Kräften 
in den USA, der EU und in Lateinamerika. Diese wollen eine Offensive gegen 
die Reste des Sozialstaates, Teile der Verwaltung und des öffentlichen Sek-
tors, gegen Gewerkschaften und Umweltverbände sowie gegen die Sozialde-
mokratie, die Zivilgesellschaft und die Linke durchsetzen.« (L. Becker 2025a) 
Noch ist diese Politik in Deutschland ambivalent: Einerseits sind verschärf-
te marktliberale und autoritäre Tendenzen (gerade in der Migrationspolitik 
und bei der Aufrüstung und inneren Militarisierung) unübersehbar. Ande-
rerseits werden liberalen Institutionen geschützt, soziale Errungenschaften 
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bewahrt (wenn auch in teilweise reduzierter Gestalt), Projekte eines grünen 
Kapitalismus (aber in abgeschwächter Form) fortgesetzt. Wie die Redakti-
on Sozialismus.de feststellt: »im Koalitionsvertrag gibt es in Sachen Gesell-
schaftspolitik weiterhin den im Rheinischen Kapitalismus üblichen Kom-
promiss« (Redaktion Sozialismus.de 2025: 13). Doch hat sich das Zentrum 
dieses Kompromisses deutlich nach rechts verschoben. Er hält in Deutsch-
land noch, weil sich die liberal-konservativen Teile der herrschenden Eliten 
bisher nicht zum offenen Bruch mit dem sozialdemokratischen und grünen 
Flügel entschlossen.

Was die Linke beeindrucken sollte, ist die Entschlossenheit und Chuzpe, 
mit der Merz in dem Augenblick, da er die Kanzlerschaft sicher hatte, das 
Mantra von der Schwarzen Null, mit der er hartnäckig Wahlkampf betrie-
ben hatte, von einer Stunde zur anderen über Bord warf und seiner Regie-
rung mit fragwürdigen Methoden Zugriff auf enorme, schuldenfinanzierte 
Ressourcen sichert: »Wurde Staatsverschuldung und die Abschaffung der 
Schuldenbremse in der Opposition und im Wahlkampf von Merz noch ve-
hement abgelehnt, kann er auf einmal gar nicht genug vom keynesianischen 
Deficit spending bekommen. Eine Billion Euro schuldenfinanzierte zusätzli-
che Staatsausgaben, wenn auch über die nächsten Jahre verteilt, hat es noch 
nie in der deutschen Geschichte [nach dem 2. Weltkrieg – M.B.] gegeben.« 
(Bontrup 2025: 27) Von solcher Entschlossenheit zum »festen Zugriff« (Wal-
ter Benjamin) kann die Linke lernen.

Folgt man der obigen Deutung, so ist es zur Spaltung im herrschenden 
Block gekommen. Es konkurrieren zwei politische Projekte um die Vorherr-
schaft, während das Projekt einer friedensorientierten sozialökologischen 
Transformation bisher nur eine Vision geblieben ist und faschistische Ten-
denzen reale Gestalt annehmen (siehe Abb. 2). Einerseits sind dies liberale 
Projekte auf der Basis des Finanzmarkt-Kapitalismus, die sich mit autoritä-
ren Mitteln anzupassen suchen, und andererseits »rechts-autoritäre an-
tidemokratische Staatsprojekte« (L. Becker 2025a: 1). Die beiden Ansät-
ze – liberale Fortsetzung des global orientierten Finanzmarkt-Kapitalismus 
mit zunehmend autoritären Mitteln einerseits und autoritärer Festungska-
pitalismus auf marktliberaler Grundlage andererseits – tendieren teilwei-
se dazu zu konvergieren. Während die liberalen Eliten Politiken der Neuen 
Rechten übernehmen, brechen Parteien der Neuen Rechten zumindest in 
der EU keineswegs völlig mit den liberalen Institutionen. Aber beide Projek-
te verschlechtern die institutionellen Bedingungen für linke Politik deutlich, 
während sie faschistische Tendenzen stärken und zugleich die Notwendig-
keit eines Richtungswechsels der Politik umso dringlicher auf die Tagesord-
nung setzen. Beide setzen, wenn auch im unterschiedlichen Maße, Elemen-
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te nackter totalitärer Herrschaft und instrumenteller Unmenschlichkeit frei 
(siehe ausführlich im Punkt 3).

Das liberale Projekt des Finanzmarkt-Kapitalismus wird getragen durch ei-
nen Block von neoliberalen Finanzmarktakteuren, global orientierten Konzer-
nen, weltmarktorientierten Teilen des Unternehmertums, Gewerkschaften, 
deren Beschäftigte von den damit verbundenen Sektoren und den Investiti-
onen in die Infrastruktur abhängen bzw. von Rüstungsaufträgen profitieren, 
von liberalen und auch von demokratischen Kräften. Es kann sich – muss 
sich aber nicht – als hinreichend stabil erweisen, um das nächste Jahrzehnt 
zu überstehen. Seine Verankerung in den Kapitaloligarchien und relevanten 
Teilen der Bevölkerung sowie bei sozialen Trägern, seine ideologische Wir-
kungskraft und auch seine Fähigkeit, Kapitalakkumulation mit der Befrie-
digung gesellschaftlicher Anliegen wie der Erneuerung der Infrastruktur zu 
verbinden, sprechen dafür.

Eine mögliche Stabilität kann auch für die von der Neuen Rechten ver-
folgten Politik eines autoritären Festungskapitalismus gelten. Es sollte nicht 
übersehen werden, dass der Trumpismus »ein relativ kohärentes polit-öko-
nomisches Projekt« ist: »Wie im Slogan ›America First‹ ausgedrückt, setzt 
das Programm auf die kompromisslose Priorisierung der nationalen Inter-
essen. Ob Klimaschutz oder internationales Recht, Demokratie oder Min-
derheitenschutz, alles wird den nationalen Interessen und der Akkumulati-
on von Kapital untergeordnet. Davon profitieren vor allem jene Fraktionen 
des Kapitals, die sich dem Trump-Projekt verschrieben haben – wie zum Bei-
spiel das fossile Kapital. Es gibt auch klare Verlierer*innen […]. Eine wirt-
schaftsnationalistische Wende kann […] durchaus im Interesse breiter Be-
völkerungsteile sein.« (Heussner 2025)

Abb. 2: Gesellschaftspolitische Projekte in der Krise des Finanzmarkt-Kapitalismus
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Die Versuche, dezidiert linke Alternativen aufzubauen (Bernie Sanders 
und Alexandria Ocasio-Cortez in den USA, Jeremy Corbyn in Großbritanni-
en, Jean-Luc Mélenchon in Frankreich usw.), sind – bisher zumindest – ge-
scheitert. Gescheitert war auch DIE LINKE als einer 2007 gegründeten po-
litischen Alternative, die auf einen starken linken Pol im Parteiensystem der 
Bundesrepublik zielte. Der Widerstand aus den herrschenden Kreisen war 
zu groß, die Unterstützung der lohnarbeitenden Klasse zu gering. Es kam 
zu keiner antagonistischen Spaltung oben, zu keiner breiten linken Mobi-
lisierung von unten und es fehlte die Fähigkeit zum eigenen festen Zugriff. 
Gleichzeitig aber wächst angesichts der genannten zwei Herrschaftsprojek-
te nicht nur die Notwendigkeit einer linken Alternative, sondern es wachsen 
auch die Chancen dafür. Immer entscheidender wird die Herausbildung der 
Fähigkeit, diese Chancen zu ergreifen. Vor dieser Herausforderung steht DIE 
LINKE, stehen die Linken insgesamt.

2.2 Der linksprogressive Ansatz
Während der linke kapitalismuskritische Ansatz die Gemeinsamkeiten zwi-
schen den liberalen und autoritären Projekten der Gestaltung des neolibera-
len Finanzmarkt-Kapitalismus in den Vordergrund rückt, betont das Netz-
werk Progressive Linke, das vor allem aus jetzigen bzw. früheren Mitgliedern 
von DIE LINKE besteht, den Gegensatz zwischen autoritärem Rechtsextre-
mismus und liberaler Demokratie. Die Hauptgefahr wird darin gesehen, dass 
die Welt »in die Hände der radikalen Rechten« zu fallen droht (Forum De-
mokratischer Sozialismus/Netzwerk Progressive Linke 2025). Dies repro-
duziert die These des liberalen Mainstreams, der auf internationaler Ebene 
den Kampf der »Demokratien« und »autoritären Regime« beschwört. Die 
Zeitdiagnose fasst sich in folgenden Sätzen zusammen: »Ein Elefant steht 
im Raum. Er herrscht bereits im Weißen Haus, im Kreml, erstarkt im Deut-
schen Bundestag, in Ostdeutschland und in zunehmend mehr Hauptstädten 
und Parlamenten. Der autoritäre, antidemokratische Rechtsextremismus ist 
weltweit auf dem Vormarsch, setzt sich durch. Die Demokratie ist in der Kri-
se und auf dem Rückzug. Die autoritäre Rechte ist im Bündnis mit Teilen des 
fossilen, des Finanz- und Technokapitals zum Großangriff auf die rechteba-
sierte Welt übergegangen. Auch die EU ist von diesen Auseinandersetzun-
gen durchdrungen, aber noch nicht gefallen und derzeit als Kampffeld eines 
der letzten globalen Hindernisse für die Herrschaft globaler neoimperialis-
tischer Willkür. Der weitere Verlauf dieser Auseinandersetzung entschei-
det sich nicht zuletzt in Deutschland.« (Netzwerk Progressive Linke 2025)

In den Stellungnahmen des Netzwerks Progressive Linke und seiner Ver-
treter rückt die Verteidigung der liberalen Demokratie an die erste Stelle 
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und die USA erscheinen – bis zur zweiten Präsidentschaft Trumps – als Ga-
rant von Demokratie und Sicherheit in Europa nach 1945. Eine progressive 
Alternative, die über die bisherige liberale Politik hinausgeht und auf eine 
»sozial-ökologische Reformregierung« zielt, wird vor allem deshalb gefor-
dert, um die liberale Demokratie zu bewahren. Wie Jan Schlemermeyer for-
muliert: »Mit Putin vor der Tür und Trump und Höcke im Inneren gilt es, 
klar Partei für die liberale Demokratie zu ergreifen.« (Schlemermeyer 2024)

Für das Netzwerk Progressive Linke besteht die größte Gefahr, der es zu 
begegnen gilt, im Bruch mit den liberalen und menschenrechtlichen Nor-
men: »Eine neue regellose Weltunordnung wird Realität. Ein globaler Wild-
west, der sich vom bisherigen, globalen Ringen der Standorte um Einfluss, 
samt seiner viel zu häufigen Völkerrechtsbrüche und wiederkehrenden Mis-
sachtung der Menschenrechte, durch einen wesentlichen Punkt unterschei-
det: Diese Normen sollen nun nicht einmal mehr formell als solche gelten, 
kein Ideal mehr sein, an dem sich die Praxis politischen Handelns wenigstens 
dem Anspruch nach ausrichten soll. Das ist keine Kleinigkeit, sondern – man 
muss es gegen die Liberalismusverachtung von links und rechts so klar sa-
gen – ein Unterschied ums Ganze. Es ist ein Freifahrtschein für enthemmte 
Brutalität. Die Autokraten wollen die Konkursmasse der Freiheit unter sich 
aufteilen.« (Schlemermeyer/Nord 2025)

Als innerlinker Hauptgegner wird die »autoritäre Linke« oder der »linke 
Autoritarismus« ausgemacht. Dieser – so Schlemermeyer – »meint im Kern 
den Versuch, soziale Gerechtigkeit zu verwirklichen, indem man Demokratie 
und Rechtsstaat aufgibt«. Schlemermeyer sieht eine Traditionslinie, die von 
Robespierre über Lenin bis zu Stalin und zu Sahra Wagenknecht führt. Der 
allen diesen Personen und Projekten gemeinsame »linke Autoritarismus« 
ziele »auf die irdische Realisierung von Freiheit und Gleichheit, nutzt aber 
autoritäre Mittel für einen linken Zweck« (Schlemermeyer 2024).5

Die Frage, inwieweit der Liberalismus und mehr noch der Neoliberalis-
mus ursächlich verantwortlich sind für das Aufkommen rechtsextremer und 
faschistischer Kräfte und interimperialistischer Konflikte (siehe u.a. Polanyi 
1978; Slobodian 2023; Mattei 2025), wird in der Sichtweise der Progressi-
ven Linken in den Hintergrund gerückt. Wenig Erwähnung findet, dass bei 

5  Es kann hier keine breite Diskussion zum Begriff des Autoritären geführt werden, deshalb 
nur ein Hinweis von Max Horkheimer, der die Ambivalenz auf den Punkt bringt: »Sowohl blin-
de und sklavische Ergebung, die subjektiv von seelischer Trägheit und Unfähigkeit zum eigenen 
Entschluss herrührt und objektiv zur Fortdauer beengender und unwürdiger Zustande beitragt, 
als auch die bewusste Arbeitsdisziplin in einer aufblühenden Gesellschaft beruht auf Autorität. 
Und doch unterscheiden sich beide Weisen des Daseins wie Schlaf und Wachen, wie Gefangen-
schaft und Freiheit.« (Horkheimer 1987, 25)



18

Berufung auf Demokratie und Menschenrechte die USA und ihre Verbün-
deten in einer ganzen Reihe von Kriegen enthemmte Brutalität praktiziert 
haben, was dem Zusammenbruch der liberalen Normen, nicht zuletzt in der 
Flüchtlingspolitik, den Boden bereitete. Aber auch nach innen gerichtet wur-
de die Demokratie untergraben, sodass in den USA politische Macht »des 
einen Prozent, durch das eine Prozent, für das eine Prozent« (of the 1%, by 
the 1%, for the 1%) ausgeübt wird und in der Folge die Entwicklungsmög-
lichkeiten vieler Menschen eingeschränkt, die Breite der Wirtschaft ein-
schließlich der Sektoren von Sorge und Umwelt behindert und kollektive 
Güter völlig unzureichend zur Verfügung gestellt werden (Stiglitz 2011). Die 
neoliberale Politik eines globalisierten Finanzmarkt-Kapitalismus hat den 
autoritären Festungskapitalismus mit seinen faschistischen Elementen erst 
möglich gemacht, der nun die liberalen Institutionen bedroht und mit ihrer 
Zerschlagung begonnen hat. Der Ursprung dieser autoritären oder faschis-
toiden Monster ist der neoliberale und imperiale Kapitalismus. Raul Zelik 
formuliert es so: »Ein Antifaschismus, der den vielschichtigen Zusammen-
hang zwischen bürgerlicher Normalität und Faschisierung nicht erkennt, ist 
zum Scheitern verurteilt.« (Zelik 2025)

In der strategischen Diskussion von DIE LINKE stehen sich zwei gesell-
schaftsanalytische Ansätze gegenüber, die gemeinsam darauf abzielen, die 
Partei über mögliche Handlungsoptionen aufzuklären. Die Epoche wird 
als Raum von gesellschaftspolitischen Konflikten verstanden, in die ein-
gegriffen werden kann. Der eine Ansatz ist vor allem durch Kapitalismus-
kritik fundiert, der andere durch die Kritik des Autoritarismus, ersterer 
erklärt die aktuelle Entwicklungsrichtung und die autoritären bis faschis-
tischen Tendenzen vor allem aus den inneren Widersprüchen des neolibe-
ralen Finanzmarkt-Kapitalismus, letzterer aus dem Widerstreit zwischen 
den Kräften von liberaler Demokratie und regelbasierter internationaler 
Ordnung einerseits und autoritären Kräften andererseits. Während der 
kapitalismuskritische Ansatz die Überwindung des neoliberalen Finanz-
markt-Kapitalismus als Ziel ins Zentrum rückt, ist es im Falle des links-
progressiven Ansatzes die Verhinderung eines Bruchs mit der liberalen 
Demokratie, der jede emanzipatorische Politik unmöglich machen würde.
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3. Die These der Faschisierung – ihr Potenzial und ihre Grenzen

»Antifaschismus ist eine Grundhaltung der Partei Die Linke. Für 
uns bedeutet das: Zurückdrängen aller extrem rechten, rechtspo-

pulistischen und rassistischen Ideologien, Parteien und Bewegun-
gen, Bekämpfung aller althergebrachten und neuen Formen des 

Antisemitismus, die Auseinandersetzung mit Geschichtsrevisionis-
mus und mit allen Ideologien, die von Ungleichwertigkeit der Men-

schen ausgehen, sowie die Pflege des politischen, wissenschaftli-
chen und kulturellen Erbes der antifaschistischen Bewegung.«

(DIE LINKE 2011)

Die gegenwärtig herrschenden Projekte eines sich autoritär wendenden li-
beralen Finanzmarkt-Kapitalismus und eines autoritären Festungskapitalis-
mus mit liberalen Elementen haben die Frage des Faschismus wieder auf die 
historische Tagesordnung gesetzt. Der Wahlkampf von Merz und das Auf-
steigen der AfD bei der Bundestagswahl 2025 zur zweitstärksten Partei in 
Deutschland markierten eine innere politische Zeitenwende. Dies hat auch 
die Strategie der Partei DIE LINKE verändert. In kurzer Zeit ist Antifaschis-
mus zu einer Leitorientierung der Partei und zum Markenzeichen offensi-
ver politischer Positionierung geworden. Der Kampf gegen faschistische und 
neofaschistische Tendenzen, der schon für die PDS ein Kernthema war und 
im Programm von DIE LINKE verankert ist, wurde zu einer übergreifenden 
Klammer. Die von Isabella Weber unmittelbar nach der Wiederwahl von Do-
nald Trump aufgestellte Forderung nach einer antifaschistischen Wirtschafts-
politik (Weber 2024a; siehe auch Weber 2024b; Weber/Scholle 2025; Krebs/
Weber 2025; Kaufmann 2025) wurde aufgegriffen. Wie Ines Schwerdtner for-
muliert: »Den Faschisten den Boden entziehen: Wir brauchen antifaschis-
tische Wirtschaftspolitik! Antifa heißt Wohlfahrtsstaat. Das beste Mittel ge-
gen die Rechte ist Sozialpolitik, die von der praktischen Hilfe vor Ort, über 
die Entlastungen der breiten Mehrheit der Gesellschaft bis hin zu mehr öf-
fentlichem Eigentum reicht.« (Schwerdtner 2025b)

Es gibt die Tendenz, die gesamten politischen Forderungen der Partei DIE 
LINKE mit dem Adjektiv des Antifaschistischen zu versehen. Anika Taschke 
fordert: »Antifaschismus darf für die Linke keine Zusatzaufgabe sein, son-
dern muss Grundlage aller Politik sein«. (Taschke 2025; siehe auch mit Be-
zug auf die Rentenpolitik David 2025). Der Antifaschismus soll zugleich Basis 
für ein breiteres Bündnis linker Parteien (AG Strategieforen des ISM 2025) 
sein oder Grundlage einer »gesellschaftlichen Volksfront von unten« (Cand-
eias 2025a). Zudem wird das Ziel der Bildung einer »Regierung des sozialen 
Antifaschismus« (L. Becker 2025b) formuliert. Wichtig ist dabei vor allem, 
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dass Antifaschismus dabei nicht zur Phrase wird, wie Judith Dellheim klar 
macht: »Gegenwärtig wirkt bereits antifaschistisch, wenn der gesellschaft-
liche Alltag von mehr Menschen als demokratisch verbesserbar gewollt und 
gesehen wird.« (Dellheim 2025b)

Die Begriffsbildung des Antifaschistischen eignet sich hervorragend, um 
einen klaren antagonistischen Gegensatz zur Neuen Rechten und den mit ihr 
verbundenen faschistoiden Gruppen zu definieren. Antifaschismus hat als 
politischer Kampfbegriff eine hohe Mobilisierungskraft in relevanten linken 
Milieus und ist unverzichtbar, nicht zuletzt angesichts konkreter Bedrohung 
durch rechte Gewalt. Zugleich verlangt dies, die Prozesse der Faschisierung 
von der Errichtung faschistischer Systeme begrifflich klar zu unterscheiden. 
Faschisierung wird in der strategischen Diskussion der LINKEN durch eine 
ganze Reihe von Merkmalen definiert. Dazu gehören »die Ausbreitung reak-
tionärer Formen der ›Ressentimentbewirtschaftung‹, verbunden mit der ty-
pischen Abgrenzung von oben, also den vermeintlichen Eliten, und von un-
ten, mit einem harten Klassismus – oder besser ›Klassenhass‹ (wie Balibar 
es nennt), immer wieder verknüpft mit der Produktion des ›Anderen‹ als Be-
drohung von außen. Klassismus, Rassismus und Sexismus sind die gesell-
schaftlich wirksamsten Formen der Konstruktionen von Ungleichwertigkeit 
und produzieren eine Form ideologischer und sozialer Kompensation für die 
Unterordnung im Alltag. Sie ermöglichten es der radikalen Rechten, entge-
gen ihrer ursprünglichen Klassenzusammensetzung auch die Missstimmung 
›von unten‹ in populare Zustimmung zu verwandeln« (Candeias 2025b; sie-
he auch Candeias 2025c).

Faschismus ist im Unterschied zum Prozess der Faschisierung ein gesell-
schaftlich-politisches System, in dem die Elemente des Faschistischen totali-
tär verallgemeinert werden. Mit Blick auf historische Beispiele schreibt Alex 
Demirović: »Der Faschismus war der Versuch, in der bürgerlichen Gesellschaft 
die generischen Momente des Dissenses, der Abweichung mit wissenschaft-
lichen und polizeilichen Mitteln zu suchen und zu vernichten, verbunden mit 
dem wahnhaften Glauben, jede solche Praxis der Andersheit und einer alter-
nativen Perspektive ein für alle Mal zu beseitigen. Es sollte ein Endsieg, eine 
absolute Vernichtung des Feindes werden.« (Demirović 2025) Im Faschismus 
wird Unmenschlichkeit zum Staatsprinzip und Unrecht Staatsziel.

Wie Hannah Arendt deutlich machte, gibt es einerseits die Prozesse der 
Freisetzung von Elementen totaler Herrschaft und instrumenteller Un-
menschlichkeit (die sie vor allem mit Blick auf die britische Kolonialgeschich-
te rekonstruiert) und andererseits die Erhebung dieser Elemente zum herr-
schenden System, wie es für den Faschismus charakteristisch ist. Zwischen 
beiden Phasen gibt es eine »unselige Diskrepanz«, so Hannah Arendt. Sie 
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trenne jene Prozesse, die zum »Zusammenbruch aller abendländischen Tra-
ditionen und der Existenzbedrohung aller europäischen Völker geführt ha-
ben«, von eben diesem Zusammenbruch (Arendt 1995, 291). Was Hannah 
Arendt am Fall des westlichen Imperialismus in der zweiten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts beschreibt, kann allgemeiner als Tendenz der Freisetzung von 
Elementen der Barbarisierung und nackter autoritärer Herrschaft bezeichnet 
werden, die konträr zu den Normen der liberalen Demokratie sind. Sie ha-
ben den Kapitalismus in seiner gesamten Geschichte begleitet und sind kei-
neswegs erst im 19. oder 20. Jahrhundert aufgekommen (Eco 2020). Solche 
Prozesse sind den liberalen Systemen auf kapitalistischer Grundlage syste-
misch eigen, oder wie Brecht 1941 schrieb: »der Schoß ist fruchtbar noch, 
aus dem das [der Faschismus – M.B.] kroch« (Brecht 1958: 365). Wilhelm 
Heitmeyer hat gemeinsam mit anderen diese Prozesse als Desintegration 
und Ausbreitung gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und ihren Zu-
sammenhang mit der Veränderung von Staatlichkeit hin zum Autoritarismus 
für Deutschland umfassend analysiert (Heitmeyer 2002 bis 2011). Der soge-
nannte Teilhabekapitalismus der Zeit nach 1945 in den USA und Westeuropa 
sowie Japan hatte eine Balance zwischen Kapitalakkumulation, Sozialstaat 
und Demokratie geschaffen, die sich in verschiedenen Variationen realisierte 
(Hall/Soskice 2001). Diese Balance wurde mit der neoliberalen Gegenreform 
aufgegeben und es ist eine Situation entstanden, in der die »Fortentwick-
lung moderner Gesellschaften und ihrer politischen Verhältnisse einen Nie-
dergang der Demokratie mit sich bringt« (Selk 2023: 83). Man könnte auch 
vom »Ende des demokratischen Kapitalismus« sprechen (Hüning 2024: 31).

Die Prozesse der Barbarisierung und autoritärer Herrschaft sind – trotz des 
Zusammenhangs – deutlich von den Versuchen zu unterscheiden, ein faschis-
tisches System zu errichten, dessen Spezifik nicht über die bloße Anhäufung 
der genannten Elemente der Barbarisierung und enthemmter Herrschaft er-
fasst werden kann. Das Wesen des faschistischen Projekts besteht im Bruch 
mit dem liberalen politischen Erbe bei Erhalt der kapitalistischen Grundlage. 
Meines Erachtens ist es geboten, den Begriff der Faschisierung ausschließlich 
auf Versuche zu beziehen, die Menschenfeindlichkeit und Ausgrenzung zum 
bestimmenden Merkmal der Politik machen zu wollen. Davon ist eine Poli-
tik zu unterscheiden, die die Mittel der Barbarisierung und autoritärer Herr-
schaftssicherung verwendet, um andere Ziele zu realisieren und keineswegs 
völlig mit dem liberalen Erbe bricht. Politik, die sich rechts-autoritär von li-
beralen Werten und Institutionen in begrenztem Maße abkehrt, und Politik, 
die dezidiert faschistisch ist, setzen beide die von Arendt genannten Elemen-
te totaler Herrschaft und organisierter Menschenfeindlichkeit frei, aber mit 
sehr unterschiedlichem Ziel. Dieser Unterschied ist strategisch für die Linke 
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von großer Bedeutung. Mit nach rechts gerichteter liberaler Politik gibt es 
im Rahmen grundsätzlicher Gegnerschaft immer noch partielle Gemeinsam-
keiten bei der Verteidigung liberaler Institutionen, faschistischer Politik, die 
diese liberalen Institutionen zu beseitigen suchen, gilt offene Feindschaft.

Es scheint mir sinnvoll für die strategische Diskussion der LINKEN vier 
Typen von Staatlichkeit in kapitalistisch geprägten Gesellschaften zu unter-
scheiden: 1. den liberalen Staat, 2. den liberal-autoritären Staat, 3. den Staat 
des autoritären Etatismus und 4. den faschistischen Staat.

1. Der liberale Staat ist weniger die »Normalform des bürgerlich-kapita-
listischen Staates« (Demirović 2025) als dessen ideale Norm, von der aber 
permanent abgewichen wird. Der liberale Staat ist nach Marx »die einzige 
Staatsform, worin ihr allgemeines Klasseninteresse [das der Bourgeoisie – 
M.B.] sich zugleich die Ansprüche ihrer besondern Fraktionen wie alle üb-
rigen Klassen der Gesellschaft« (Marx 1982: 177) unterwirft – und dies ist 
selten genug der Fall. Da ein bürgerlicher Staat die Funktion hat, die bürger-
lich-kapitalistische Eigentumsordnung zu sichern und dafür die allgemeinen 
Bedingungen bereitzustellen und zu organisieren, ist er stets mehrfach be-
droht – von den Versuchen einzelner Kapitalfraktionen, die Oberhand zu ge-
winnen; vom Bestreben politischer Akteure, ihrerseits sich die Gesellschaft zu 
unterwerfen (mit dem von Marx analysierten Fall des Bonapartismus); von 
externen Akteuren im internationalen Feld; von fundamentalen Krisen des 
Kapitalismus, denen liberal nicht beizukommen ist; von faschistischen Be-
wegungen, die mit dem liberalen Erbe brechen wollen, und schließlich von 
sozialistischen Kräften, die über den Kapitalismus und die bürgerliche De-
mokratie hinausgehen wollen.

2. Der liberal-autoritäre Staat ist u.a. dadurch geprägt, dass die Öffent-
lichkeit mit autoritären Mitteln wie Sprachverboten eingeschränkt wird, Pro-
testbewegungen kriminalisiert werden, die Unabhängigkeit der Gerichte be-
grenzt wird, Nicht-Staatsbürger abgewertet und ausgegrenzt werden und die 
Exekutive die Legislative wie Judikative dominiert.

3. Der Staat des autoritären Etatismus ist, so Nicos Poulantzas durch »ein 
gesteigertes Ansichreißen sämtlicher Bereiche des ökonomisch-gesellschaft-
lichen Lebens durch den Staat«, einen »einschneidenden Verfall der Institu-
tionen der politischen Demokratie« und durch die »drakonischen und viel-
fältigen Einschränkungen der sogenannten ‚formalen« Freiheiten, die man 
erst wirklich schätzen lernt, wenn sie einem genommen werden« (Poulant-
zas 2002: 231f.), geprägt.

4. Der faschistische Staat, so Poulantzas, vollzieht »einen echten Bruch« 
(ebd.: 238) mit den liberalen Institutionen und schafft auf kapitalistischer 
Basis einen totalitären Maßnahmestaat. Die Tendenz von der Orientierung an 
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liberaler Staatlichkeit hin zu ihrer autoritären Umformung und zum autori-
tären Etatismus durch Aushöhlung dieser Staatlichkeit ist durch den Finanz-
markt-Kapitalismus und seine Krise bedingt und schafft die Bedingungen 
für einen faschistischen Bruch mit dem liberalen System. Wer diese Ten-
denz umkehren will, darf sich nicht nur gegen die Aushöhlung der liberalen 
Institutionen wenden, sondern muss vor allem danach streben, diese Kri-
se durch eine grundsätzliche soziale und ökologische Transformation und 
eine Umgestaltung der EU und ihrer internationalen Beziehungen überwin-
den (siehe Abb. 3).

In der Bundesrepublik wie in anderen Staaten der EU geht es bei der Fra-
ge der Regierungsbeteiligung oder Regierungsführung durch dezidiert rechte 
Parteien im Unterschied zu Regierungen, die durch konservative oder auch 
sozialdemokratische Parteien geführt werden, um Abstufungen innerhalb 
des Typs des liberal-autoritären Staates, nicht mehr, aber auch nicht weni-
ger. Diese Abstufungen sind politisch relevant, aber kein Unterschied um das 
Ganze. Weder die AfD noch die FPÖ oder die Fratelli d’Italia bzw. das Ras-
semblement National oder die PiS sind faschistische Parteien; es sind rechts-
autoritäre Parteien, die die Grundstrukturen der liberalen Ordnung einhal-
ten, wenn auch nach rechts biegen und schwächen. Es gibt faschistoide wie 
faschistische Strukturen in ihnen, die aber – zumindest in den Staaten der 
EU – weit von Dominanz entfernt sind.

Während das offen Faschistische leicht erkennbar ist, gilt dies nicht für die 
»bloß« autoritären Tendenzen, für die Barbarisierung im Einzelnen und für 
die wohldosierten, zivilisierten Formen der »Ausnahme« von liberalen Re-
geln, die schleichend zur Norm werden, Gewöhnung erzeugen, Praktiken der 
bloßen Instrumentalität im Verhältnis zu Menschen und Menschengruppen 
verallgemeinern. Wie Poulantzas schon früh erkannte, kann es dazu kom-
men, dass der sich ins Autoritäre wendende liberale Staat »nicht nur verein-
zelte und verstreute Elemente des Totalitarismus« enthält, »sondern […] ihre 
organische Anordnung als ein permanentes Dispositiv neben dem offiziel-
len Staat« (ebd.: 239) kristallisiert und der Staat sich verdoppelt, wobei sich 

Abb. 3: Mögliche Stufen der Regression liberaler Staatlichkeit
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die liberalen Institutionen entleeren und die autoritären Strukturen zum ei-
gentlichen Gehalt des Staates werden. Eine solche Politik wird auch von ei-
ner ganzen Reihe von liberal-konservativen und sozialdemokratischen wie 
grünen Parteien in den Staaten der EU verfolgt.

Die These von der Faschisierung ist aus meiner Sicht mit zwei Fallen ver-
bunden. Zum einen kann die gesamte herrschende Politik als faschisierende 
Politik verstanden werden, was dazu führen würde, die Widersprüche zwi-
schen dem Festhalten an liberalen Grundsätzen und dem selektiven Aufgeben 
dieser Grundsätze nicht als Kampffeld zu nutzen und möglichst breite Bünd-
nisse zur Bewahrung der Liberalität zu schließen. 

Zum anderen kann die These der Faschisierung dazu verleiten, die Aus-
einandersetzung mit der herrschenden Politik, die ihrerseits Autoritarismus 
vorantreibt und Faschismus befördert, zugunsten der Verteidigung der li-
beralen Demokratie zurückzustellen. DIE LINKE würde dann zu einer Gei-
sel der herrschenden Kreise werden, die alle Kritik an der neoliberalen und 
auf Aufrüstung und Konfrontation orientierten Politik damit zurückweisen, 
dass dies den rechtsextremen Kräften in die Hände spielt und eine Querfront 
bilde. Unter den heutigen parlamentarischen Kräfteverhältnissen auf Bun-
desebene und in vielen Bundesländern kann DIE LINKE, wenn sie jedes ge-
meinsame Abstimmen mit der AfD in jeder Frage ausschließt, in vielen Fäl-
len antisoziale Politik nicht blockieren. Dies bedeutet, man würde zulassen, 
dass die AfD als faschistisches Schreckgespenst benutzt wird, um im Namen 
des Erhalts der sogenannten Bandmauer die fatale herrschende Politik fort-
setzen zu können. CDU/CSU hätten ein enormes Erpressungspotenzial. Sie 
könnten die Zustimmung der LINKEN zu antisozialer, antiökologischer, mi-
litaristischer Politik damit erzwingen, dass sie damit drohen, bei Ausbleiben 
dieser Zustimmung genau diese Politik in verschärfter Form mit der AfD zu 
realisieren. Wenn es tatsächlich bei einer Regierungsbeteiligung der AfD »um 
Alles« geht, wenn damit eine faschistische Diktatur errichtet wird, die jede 
demokratische Organisation unmöglich macht, wäre dies kein zu hoher Preis. 
Aber diese eine solche Diktatur droht gegenwärtig nicht. Und deshalb gibt es 
auch keinen Grund, die Politik der CDU/CSU »um jeden Preis« zu unterstüt-
zen, wenn damit nur die AfD keine Regierungsämter bekommt. Es kann in 
der jetzigen Situation nicht darum gehen, dass DIE LINKE in Verteidigung 
der liberalen Demokratie jene Politik der herrschenden Klasse zu unterstüt-
zen gezwungen ist, die genau diese Demokratie untergräbt und autoritäre wie 
faschistische Kräfte stärkt. Der Aufbau eines eigenen Pols der Hoffnung hin 
zu einer friedensorientierten sozialökologischen Transformation würde un-
möglich werden. Was kurzfristig die liberale Demokratie zu stärken scheint, 
untergräbt sie langfristig umso stärker.
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Die These von der Faschisierung wie auch die Orientierung auf eine an-
tifaschistische Politik dürfen die Frage nicht verstellen, welches heute und 
hier der politische Hauptwiderspruch ist: Ist es Widerspruch der zwischen 
faschistischen Kräften einerseits und ihren Gegnern oder der Widerspruch 
zwischen jenen, die eine antisoziale, antiökologisch, auf Aufrüstung und Kon-
frontation setzenden Politik vertreten und dabei zu autoritären Mitteln grei-
fen einerseits und jenen, die für eine sozialökologische friedensorientierte 
Transformation stehen, andererseits? 

Meines Erachtens spricht im Moment nichts dafür, dass in der Bundes-
republik der Übergang zu einer faschistischen Diktatur droht. Faschistische 
Kräfte stellen eine kleine, wenn auch gefährliche Minderheit dar und die die 
Bundesrepublik tragenden Kräfte sind in keiner Weise geneigt, mit ihnen die 
Macht zu teilen, geschweige denn, sie ihnen zu übergeben, wie dies 1932/33 
der Fall war. Es gibt mit der AfD eine in der Gesellschaft mittlerweile ver-
ankerte politische Kraft, die harte rechtsautoritäre Positionen vertritt, die 
vor allem in Fragen von Migration und Staatsbürgerschaft im Widerspruch 
zu Grundsätzen der Verfassungsordnung stehen. Innerhalb der AfD und sie 
unterstützend gibt es relevante faschistische Kreise. Zugleich verbleibt die 
Politik der Gesamtpartei bisher weitgehend im Rahmen der liberalen Ord-
nung, wenn auch die Möglichkeiten ihrer selektiven Außerkraftsetzung ge-
testet werden. Man kann die AfD am äußeren rechten Rand des autoritären 
Liberalismus verorten.

Die CDU und CSU sind konservativ-liberale Parteien, die eine verschärf-
te autoritäre Politik auf einer ganzen Reihe von Feldern vorantreiben, de-
nen die SPD keinen grundsätzlichen Widerstand entgegensetzt und die sie 
gerade im Falle der Aufrüstung und Militarisierung nach außen wie innen 
und absehbarer Politik des Abbaus des Sozialstaats sogar selbst aktiv beför-
dert. Diese Politik, verbunden mit Krisen, Extremereignissen und Kriegen, 
wird Elemente der Barbarisierung, des Autoritären und auch des offen Fa-
schistischen stärken und, wenn nicht gestoppt, die Gefahr erhöhen, dass am 
Ende jener historische Moment entsteht, der das Tor zum offenen autoritä-
ren Etatismus oder sogar zum Faschismus öffnet (siehe Mattei 2025). Noch 
ist es keinesfalls soweit. 

Um die Entstehung einer solchen Situation zu verhindern, muss m.E. 
ein sozialökologischer und friedensorientierter Richtungswechsel der Poli-
tik erkämpft werden. Der Kampf gegen die Faschisierung verlangt aus mei-
ner Sicht deshalb vor allem den Aufbau einer eigenen gesellschaftlichen und 
politischen Formation dieses friedensorientierten sozialökologischen Rich-
tungswechsels bei gleichzeitiger Verteidigung und Stärkung der liberalen In-
stitutionen.
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Die Faschisierung als Formierung offen faschistischer Kräfte ist real, aber 
sie nicht die Haupttendenz in der Bundesrepublik und der EU. Die Fixie-
rung auf die Gefahr der Faschisierung verstellt den Blick auf die wirkliche 
unmittelbare Hauptgefahr. Sie geht von der andauernden Blockade einer 
sozialökologischen Transformation, von Aufrüstung und Militarisierung, 
von der rechtsautoritären Wendung in der Migrationspolitik, von der Ab-
kehr von den Konzepten gemeinsamer Sicherheit und Entwicklung, vom 
Schulterschluss von Staat und Konzernen bei der Erneuerung neolibera-
ler Politik aus.

4. Die strategische Kernaufgabe der LINKEN

»Die strategische Kernaufgabe der Linken besteht dar-
in, zu einer Veränderung der gesellschaftlichen Kräfteverhält-
nisse beizutragen, um eine solidarische Umgestaltung der Ge-

sellschaft und eine linke demokratische, soziale, ökologische 
und friedliche Politik durchzusetzen. Wir streben eine Ver-

änderung der Macht- und Eigentumsverhältnisse an.«
 (DIE LINKE 2011: 93) 

Über mehr als zwei Jahrzehnte gab es in der Bundesrepublik einen breiten 
neoliberalen Konsens mit einem sozialen und ökologischen Flügel in Gestalt 
von SPD und Grünen und einem konservativen Flügel mit CDU/CSU, wäh-
rend die FDP vor allem als Mehrheitsbeschaffer auftrat, wenn es zu keiner 
– immer kleineren – »großen Koalition aus SPD und CDU/CSU« kam. DIE 
LINKE spielte dabei bundespolitisch – wenn überhaupt – nur eine Korrek-
turfunktion in sozialen und friedenspolitischen Fragen. Die Entstehung der 
Neuen Rechten als starke gesellschaftliche und politische Kraft hat nun die 
strategische Situation für die Partei und andere linke Akteure grundsätzlich 
verändert (Gürpinar 2024) und dies in Zeiten globaler, europäischer und in-
nerdeutscher Umbrüche. Dazu gehören das Ende der unilateralen Dominanz 
der USA und der Aufstieg Chinas sowie des globalen Südens, die absehbare 
ökologische Katastrophe, die Durchsetzung künstlicher Intelligenz und um-
fassender Robotisierung sowie neue Kriege und immer schwerer zu kontrol-
lierende Waffensysteme. 

DIE LINKE muss beantworten, worin ihr Gebrauchswert im Parteien-
system der Bundesrepublik in dieser gegenüber 2007 veränderten strategi-
schen Situation bestehen soll. Dabei gibt es drei Optionen: Erstens kann die 
Funktion der LINKEN vor allem darin bestehen, die Regierungsbeteiligung 
oder Regierungsübernahme durch eine Partei der Neuen Rechten (sprich: 
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der AfD) um jeden Preis zu verhindern und dabei mit liberal-konservativen 
Parteien Bündnisse einzugehen und mit Abstrichen deren bisherige Politik 
weitgehend zu stützen. Zweitens besteht die Möglichkeit, den Schwerpunkt 
auf den Aufbau eines Mitte-Links-Lagers mit der Perspektive einer gemein-
samen Regierung zu legen, die einen Richtungswechsel der Politik einleitet. 
Drittens kann angestrebt werden, einen eigenen »dritten« Pol, einen Pol der 
Hoffnung, jenseits der »Mitte« aufzubauen und dafür gesellschaftliche und 
andere politische Kräfte zu gewinnen. Schließlich steht auch die Frage im 
Raum, ob die Möglichkeit besteht, diese Optionen strategisch zu verbinden 
und wie dies geschehen könnte.

4.1 Bündnis gegen Rechts
In DIE LINKE gibt es die Position, dass dann, wenn die »Brandmauer« zwi-
schen CDU/CSU und AfD geschleift wird und diese Parteien gemeinsam eine 
Regierung bilden, ein »Unterschied ums Ganze« eintritt. Zusammengehen 
mit der AfD sei »Freifahrtschein für enthemmte Brutalität. Die Autokraten 
wollen die Konkursmasse der Freiheit unter sich aufteilen« (Schlemermeyer/
Nord 2025); und auch Lia Becker geht von einer Situation aus, in der »Un-
terschiede ums Ganze« auf der Tagesordnung stehen, wenn es um die Diffe-
renz geht zwischen den »liberal-neoliberalen Kräften in der EU« einerseits 
und den »rechten Projekten« andererseits, mit denen eine »mögliche Entfes-
selung von Gewalt, anti-demokratische Brüche und Faschisierung von Staat 
und Gesellschaft […] einhergehen« (L. Becker 2025a).

Eine solche Deutung der Epochensituation beschwört die völlige Zerstö-
rung der Institutionen der liberalen Demokratie, wenn es zu einer gemein-
samen Regierung von CDU/CSU und AfD kommt. Sie geht davon aus, dass 
eine solche Regierung die demokratische Meinungs- und Willensbildung 
unterdrücken und die demokratische soziale, kulturelle, gewerkschaftliche 
und politische Linke mit staatlicher und außerstaatlicher Gewalt zerschla-
gen wird. Vor Augen tritt das Ende der Weimarer Republik 1932/33. Merz 
wäre Papen, der Hitler in Gestalt von Alice Weidel den Weg bereitet. Aber ist 
das die reale Hauptgefahr? Ingar Solty fordert im Kontrast zu diesem Sze-
nario mit Recht eine »Debatte über die Qualität des rechtsautoritären Nati-
onalismus an der Macht« und schreibt: »Eine Machtbeteiligung der AfD ist 
nicht das Ende vom Lied. Die AfD ist nicht die NSDAP. Trump, Meloni, Wil-
ders, Kickl – sie sind schlimm, aber alle nicht Hitler. Trump offenbart star-
ke illiberale Tendenzen und plant den autoritären Staatsumbau, aber Ber-
nie Sanders und Zohran Mamdani sitzen nicht im KZ, sondern führen den 
Widerstand an. […] Auch in Europa gilt: In Italien, Holland, Österreich und 
so weiter sind weder die linken Parteien noch die Gewerkschaften verbo-
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ten, selbst in Polen konnte man die PiS-Partei abwählen. Auch in Brasilien 
folgte auf Bolsonaro wieder Lula.« (Solty 2025; siehe auch mit Blick auf Ös-
terreich vor anderthalb Jahrzehnten Schmidinger 2009) Der Ausgang die-
ses Kampfes, das zeigen gerade die Entwicklungen in den USA, hängt in ho-
hem Maße davon ab, wie stark die Alternative zu neoliberaler, militarisierter, 
antisozialer Politik ist. Denn ohne eine solche Alternative kann sich die Neue 
Rechte dauerhaft die Mehrheit in der Gesellschaft sichern.

Wird davon ausgegangen, dass ein Regierungsbündnis von CDU/CSU und 
AfD einen »Unterschied ums Ganze« macht und eine faschistische Diktatur 
auf der Tagesordnung steht, dann ist es folgerichtig, den Hauptwiderspruch, 
dem sich linke Kräfte und auch DIE LINKE stellen müssen, als Widerspruch 
zwischen den Verteidigern der liberalen Demokratie (von DIE LINKE bis 
CDU/CSU) auf der einen Seite und ihren faschistischen Gegnern (symboli-
siert durch die AfD) auf der anderen Seite zu bestimmen. Wäre dem so, dann 
bestünde die Hauptaufgabe darin, das breitestmögliche Bündnis zu schmie-
den und die folgenden Fragen der Strategieforen des Instituts für Solidari-
sche Moderne positiv zu beantworten: »Braucht es angesichts der Entwick-
lung der einzelnen Parteien des progressiven Spektrums und in der aktiven 
Zivilgesellschaft nun einen neuen Anlauf für ein übergreifendes Bündnis ge-
gen den Rechtsruck? Eines, das einen konsequenten und sozialen Antifaschis-
mus ohne parteipolitische Beschränkungen gesellschaftlich auf eine neue Stu-
fe hebt und das selbst für demokratische Konservative und klassische Liberale 
anschlussfähig ist?« (AG Strategieforen des ISM 2025)

Wie aber soll aus einem solchen Bündnis eine Politik des konsequenten 
»sozialen Antifaschismus« hervorgehen, der doch nichts weniger als einen 
radikalen Richtungswechsel gegenüber der neoliberalen und militarisierten 
Politik verlangen würde? Die reale Gefahr besteht eher darin, dass um »den 
Faschismus zu verhindern«, das Soziale und das Antimilitaristische weit zu-
rückgestellt wird und die jetzige, selbst schon von der AfD geprägte Politik 
mitgetragen wird. Wie verwirrend die damit verbundenen Probleme sein kön-
nen, macht Stephan Hebel deutlich: »Hier sind wir an dem für die ›Zukunfts-
linke‹ vielleicht kompliziertesten Punkt: Wir werden nicht umhinkommen, 
eben jene Verhältnisse gegen den Autoritarismus zu verteidigen, die wir seit 
Jahren mit guten Gründen angeprangert haben. Kurz gesagt: Wir müssen 
verteidigen, was wir kritisieren, und kritisieren, was wir verteidigen.« (He-
bel 2025) Am Ende könnte sich erweisen, dass man nolens volens jene Poli-
tik zu unterstützen gezwungen ist, die immer weiter in jenen Abgrund führt, 
weil von der Dialektik gleichzeitiger Verteidigung der liberalen Institutio-
nen und Kritik antisozialer Politik und Militarisierung nur die Verteidigung 
der Institutionen übrig bleibt. DIE LINKE würde dann zwangsläufig in die 
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Position kommen, Aufrüstung, Kriegsertüchtigung nach innen und außen, 
Sozialabbau und Hochziehen der Außengrenzen der EU mittragen zu müs-
sen, »um Schlimmeres zu verhindern«. Der LINKEN droht, am Ende beides 
zu verlieren – die liberalen Errungenschaften und sich selbst als linke Partei.

Sebastian Friedrich hat das strategische Dilemma linker Politik, die vor al-
lem darauf gerichtet ist, den Zugang der Neuen Rechten zu staatlicher Macht 
zu verhindern, so auf den Punkt gebracht: »Gerade das Thema Antifaschismus, 
das vermutlich wesentlich zum überraschend guten Bundestagswahlergebnis 
im Februar [2025 – M.B.] beitrug, eignet sich besonders für jene Linke, die 
sich vom liberalen Zentrum angezogen fühlen. Dahinter steckt, bewusst oder 
unbewusst, ein Volksfront-Denken. Die Idee: mit möglichst allen nicht-fa-
schistischen Kräften gemeinsam die sogenannte liberale Demokratie vertei-
digen.« (Friedrich 2025) Diese Volksfront-Strategie und direkte Unterstüt-
zung der Regierung in Zeiten höchster Not, so Rosa Luxemburg schon 1900, 
ist aber nur dann sinnvoll, wenn dabei die Richtung der Politik grundsätzlich 
verändert wird, um mit aller Entschiedenheit die Ursachen zu beseitigen, 
die zur Bedrohung liberaler Verhältnisse geführt haben (Luxemburg 1900).

Ein gesondertes Problem ist die sogenannte Brandmauer gegenüber der 
AfD. Unter den gegenwärtigen Bedingungen kann die Brandmauer, dogma-
tisch gehandhabt, dazu führen, dass eine grundlegend falsche Politik hinge-
nommen wird, weil sie ohne gemeinsames Abstimmen mit der AfD parla-
mentarisch nicht verhindert werden kann. Damit schützt diese Brandmauer 
die Regierung von CDU/CSU und SPD und erlaubt ihnen, die heutige Politik 
fortzusetzen und weiter zu verschärfen. Sie verschafft ihnen durch die Stra-
tegie des divide et impera eine komfortable Stellung. Eine dogmatische Fi-
xierung auf die Brandmauer »um jeden Preis« kann brandgefährlich wer-
den. Einerseits ist es richtig, wie Ines Schwerdtner davor zu warnen, dass 
»eine AfD-geführte Regierung einen gigantischen Schaden an Grundrech-
ten und im Sozialstaat anrichten [würde], mit unabsehbaren Langzeitfolgen« 
(Schwerdtner 2025a), andererseits bleibt offen, welchen Preis DIE LINKE 
dafür zu zahlen bereit ist, um eine solche Regierung zu verhindern. Man er-
schwert vielleicht die Regierungsbeteiligung der AfD und ermöglicht damit 
zugleich CDU/CSU und SPD, eine Politik zu implementieren, die sich nur im 
Maß der Radikalität von der Politik der AfD unterscheidet. Zudem verspielt 
man die eigene Glaubwürdigkeit. Die Kooperation bei der Verteidigung der 
liberalen Institutionen und der Antagonismus gegenüber der herrschenden 
Richtung der Politik der gegenwärtigen Regierung sollten für DIE LINKE 
zwei Seiten einer Medaille sein.

Nur auf der Basis des konsequenten Einsatzes für Frieden, Gerechtigkeit, 
Ökologie und Demokratie – und das heißt in harter Auseinandersetzung mit 
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der herrschenden Politik in diesen Fragen bei gleichzeitigem Einsatz für die 
Wahrung der liberalen Errungenschaften – kann man dazu beitragen, den 
Prozess der Faschisierung zu stoppen. Im Mainstream ist die Auseinander-
setzung mit der AfD und rechtsextremen Bestrebungen viel zu oft leere mo-
ralisierende Pose. Gegen die Gleichschaltung der Medien und die Sprachver-
bote im öffentlichen Raum muss die liberale Demokratie nicht zuletzt gegen 
jene verteidigt werden, die sie ständig im Mund führen.

4.2 Mitte-Links-Bündnis 
Ein Ansatz, um der Falle der Unterordnung unter jene Politik zu entkom-
men, die CDU/CSU bis SPD und Grüne in den letzten Jahrzehnten realisiert 
haben und nun verschärfen, zielt auf die möglichst schnelle Schaffung mit-
te-links-orientierter gesellschaftlicher und politischer Mehrheiten für einen 
Richtungswechsel. Dieser Ansatz ist dann realistisch, wenn man von zwei La-
gern ausgeht – einem progressiven, zu dem parteipolitisch neben der LINKEN 
auch SPD und Grüne gezählt werden, und einem konservativ-reaktionären 
Lager, wie dies Alex Demirović tut: »Angesichts ihrer konkreten Politiken ist 
es schwierig, die SPD und die Grünen als Teil eines progressiven Lagers zu 
verstehen. Aber sie bilden mit vielen zivilgesellschaftlichen Initiativen und 
linken Aktivitäten einen Resonanzraum. Sie verfolgen zumindest teilweise 
Ziele, die für Linke und soziale Bewegungen wichtige Bezugspunkte darstel-
len. […] Eher als einen dritten Pol bildet die Linke mit diesen beiden Partei-
en einen widersprüchlichen progressiven Block […]. Dem progressiven Block 
steht ein konservativ-reaktionärer Block aus CDU/CSU, AfD, BSW und FDP 
gegenüber.« (Demirović 2024) Aus dieser Perspektive gibt es zwischen CDU/
CSU und FDP sowie BSW einerseits und AfD vor allem Gemeinsamkeiten, 
sodass sie gemeinsam bekämpft werden müssen. Umgekehrt sind dann auch 
die Differenzen zwischen SPD, Grünen und Linkspartei nur graduell.

Albrecht von Lucke hat die Option eines Zusammengehens von SPD, Grü-
nen und LINKEN in den Blättern für deutsche und internationale Politik so 
auf den Punkt gebracht: »Gewiss, bis dahin ist es noch ein weiter Weg, und 
zwar nicht nur arithmetisch (momentan kommen SPD, Grüne und Linke 
im Bund nicht einmal auf 40 Prozent), sondern auch inhaltlich. Fürs Erste 
wird man sich daher an eine möglichst konstruktive Arbeitsteilung gewöh-
nen müssen: sozialdemokratischer Reformismus an der Regierung, grüne 
Verantwortungsethik aus der Halbdistanz und demokratischer Antikapita-
lismus von der Linkspartei. Entscheidend ist, dass diese Konstellation kein 
Nullsummen-Spiel wird, bei der die Gewinne der einen Partei durch die Ver-
luste der anderen aufgewogen werden, sondern dass das rechte Lager wieder 
an Stimmen verliert.« (Lucke 2025: 8) Auch seitens der Grünen gibt es ent-
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sprechende Überlegungen. Karoline Otte, MdB der Grünen, formuliert das so: 
»Die Zusammenarbeit zwischen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen soll-
te nicht zu stark durch unnötige gegenseitige Konkurrenz belastet werden.« 
(Otte 2025) Wie schon in den Jahrzehnten davor und mehr noch jetzt, wird 
dabei von der LINKEN eine grundsätzliche Revision der außen- und sicher-
heitspolitischen Positionen gefordert. Der Bundesvorsitzende der Grünen, 
Felix Banaszak, formuliert das so: »Da, wo es gemeinsame Interessen gibt, 
können wir mit der Linken zusammenarbeiten. Da, wo Blindflug herrscht, 
wie zum Beispiel bei der Ukraine, werde ich das benennen.« (t-online 2025)

Die Progressive Linke fordert dazu auf, das Projekt einer gemeinsamen 
Regierung von SPD, Grünen und LINKEN zivilgesellschaftlich vorzuberei-
ten: »Man kann sich aus unterschiedlichen Gründen nicht darauf verlassen, 
dass sich in dieser Zeit der Anspannung und Gefahr von Rechts, in den ver-
bliebenen drei AfD-resilienten Parteien (SPD, Grüne, Die Linke) die Notwen-
digkeit zur Zusammenarbeit durchsetzt, und entsprechend gehandelt wird.« 
(Netzwerk Progressive Linke 2025) Der Zeithorizont betrage nur drei Jahre.

Man muss sich immer wieder bewusst machen, dass SPD und Grüne seit 
1999 die Politik des progressiven Neoliberalismus realisiert haben, sei es un-
ter der Kanzlerschaft von Schröder, Merkel oder Scholz. Sie waren auch ge-
meinsame Initiatoren der Zeitenwende ungehemmter Aufrüstung und der 
Orientierung an Systemrivalität, haben die NATO-Osterweiterung bis hin zur 
Unterstützung für den Beitritt der Ukraine zur NATO mitgetragen. Wenn ein 
Mitte-Links-Bündnis mehr sein soll als die Fortsetzung dieser Politik unter 
Beteiligung der LINKEN (ggf. mit zusätzlichen sozialen Akzenten), würde 
es darauf ankommen, die progressiven Positionen zu Ökologie, Geschlech-
terfragen, Migration usw. – soweit sie wirklich »progressiv« sind – aus der 
neoliberalen Vereinnahmung zu befreien und mit einer Politik der sozial-
ökologischen Transformation und gemeinsamer Sicherheit und Abrüstung 
zu verbinden. Dies aber ist nur möglich, wenn es gesellschaftlich wie poli-
tisch und kulturell handlungsfähige Kräfte gibt, die machtvoll und nachhal-
tig in die politischen Entscheidungsprozesse eingreifen können. Gibt es die-
se nicht, wird die bisherige Politik mit leichten Modifikationen fortgesetzt. 
Dann bleibt, um »Schlimmeres zu verhindern«, als einzig sinnvolle Option 
auf Bundesebene die Tolerierung6 einer Mitte-Links-Regierung ohne Betei-

6  Im Vorfeld der Bundestagswahl 2017 hatten Mario Candeias und ich unter der Überschrift 
»Rückkehr der Hoffnung« im Neuen Deutschland für den Fall, dass es nach der Wahl im Bundes-
tag parlamentarische Mehrheiten von SPD, Grünen und Partei DIE LINKE gäbe, die Option der 
Tolerierung ins Spiel gebracht: »Machen wir uns nichts vor: die Erfüllung der offensiven Dop-
pelaufgabe – weitere Beeinflussung der Regierungspolitik von links und Arbeit an einem Rich-
tungswechsel – würde bei einer direkten Regierungsbeteiligung unmöglich. Deswegen steht nicht 
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Tabelle 1: 
Programmatische Positionen von SPD, Grünen und Partei DIE LINKE im Vergleich

Themenfeld SPD Grüne DIE LINKE

Außenpolitik 
allgemein

NATO- und EU-gebunden NATO- und EU-gebunden 
Menschenrechte, Klima

Primat gemeinsamer 
Sicherheit, Abrüstung, 
NATO-kritisch

Ukraine-Konflikt Militärische Unterstüt­
zung der Ukraine, scharfe 
Sanktionen gegen 
Russland

Militärische Unterstüt­
zung der Ukraine, scharfe 
Sanktionen gegen 
Russland

Fokus auf Verhandlungen 
und gemeinsame Sicher­
heit mit Russland

NATO & Rüstung Militarisierung, Aufrü­
stung

Militarisierung Aufrü­
stung

Ablehnung von Aufrü­
stung, defensive militä­
rische Strukturen

Außenwirt­
schaft/Handel

Sozial regulierter Frei­
handel

Klimafreundlicher Struk­
turwandel

Solidarischer, solidarische 
Weltwirtschaft

Wirtschaftsmo­
dell

Soziale Marktwirtschaft, 
starke neoliberale 
Elemente

Öko-sozialer Markt, 
grüne Investitionen

Demokratisch-sozia­
listisch, wirtschaftsde­
mokratische Eingriffe um­
fassender Transformation 
von unten wie oben

Steuern & 
Umverteilung

Progressive Steuern, 
moderate Umverteilung 

Steueranreize für Klima­
schutz, Entlastung unten

Hohe Reichensteuern, 
starke Umverteilung

Sozialpolitik Ausbau Absicherung 
(Rente, Pflege, Kinder)

Soziale Sicherheit + 
Klimaschutz

universale Systeme der 
Daseinsvorsorge, starke 
Mietregulierung

Migration 
(Einwanderung)

Steuerbar, integrationso­
rientiert

Proaktive Einwanderung, 
legale Wege

Schutzrechte, Zugang zu 
Sozialleistungen

Asyl & Grenzen Humane Verfahren + 
Steuerung Außengrenzen

Legale Fluchtwege, 
humane EU-Lösungen

Gegen Abschottung, 
schnellere Anerkennung

Klimapolitik Sozial flankiert, technolo­
gieoffen

Zentral, ambitionierte 
Ziele, schnelle Transfor­
mation

Sozial gerechter 
Klimaschutz, staatliche 
Steuerung

ligung der Partei DIE LINKE. Die inhaltlichen Differenzen sind zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt gerade außenpolitisch außerordentlich groß und teilwei-
se antagonistisch (siehe Tabelle 1).

die Frage einer Regierungsbeteiligung der Partei DIE LINKE auf Bundesebene auf der Tagesord-
nung, sondern der Kampf um einen Richtungswechsel durch gesellschaftliche wie parlamenta-
rische Opposition oder – gegebenenfalls – Tolerierung.« (Brie/Candeias 2016) Regierungsbe-
teiligung unterscheidet sich dadurch vor allem von Tolerierung, dass mit einer solchen direkten 
Beteiligung an der Exekutive die Gesamtverantwortung für die Politik der jeweiligen Regierung 
übernommen werden muss. Die Partei wird in Haftung genommen für die Richtung der Politik.
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4.3 Aufbau eines Pols der Hoffnung
Seit Jahrzehnten gibt es für Linke in vielen westlichen Staaten und in Deutsch-
land eine Situation, wo es nur die Wahl zwischen zwei mehr oder minder 
großen Übeln gibt. Die Formierung der Neuen Rechten zu einer starken 
politischen Kraft hat diese Situation einer falschen Alternative auf die Spit-
ze getrieben. Mit Sanders, Corbyn und Mélenchon sowie durch andere Linke 
wurde versucht, dem durch den Aufbau einer starken eigenen linken Kraft zu 
begegnen. Auch die Gründung der WASG und der Zusammenschluss mit der 
PDS zur LINKEN erfolgte aus diesem Motiv. Immer ging und geht es darum, 
dass die gesellschaftlich-politische Linke mehr sein sollte als das linke An-
hängsel der neoliberalen Mitte, sondern sich zu einer wirklich eigenständi-
gen politischen Kraft herauszubilden hat und zu einem eigenen linken Gravi-
tationspol wird, der die Mitte nach links zieht. Horst Kahrs rät der LINKEN 
in diesem Zusammenhang aber zu Nüchternheit: »Diese Partei wüsste, dass 
absolute Mehrheiten für sie nicht erreichbar sind, dass sie als ›kleine Partei‹ 
vielleicht ein Sechstel der Wähler*innen erreichen und damit, wenn es um 
progressive Mehrheiten zur Lösung der Transformationsblockaden geht, den 
Unterschied machen kann und muss.« (Kahrs 2025: 17) Dafür gibt es Vor-
aussetzungen: Von denen, die bei der Bundestagswahl 2025 ihre Stimme für 
die Partei DIE LINKE abgaben, gaben 95% (!) an, sie sei »eine gute Alterna-
tive für alle, die sich bei SPD und Grünen nicht mehr aufgehoben fühlen«, 
94% betonten, dass sie sich mehr als alle anderen um sozialen Ausgleich be-
mühe und 86% hoben hervor, dass sie sich stärker als die anderen für eine 
humane Flüchtlingspolitik einsetze. Zugleich waren 86% ihrer Wählerinnen 
und Wähler um den Erhalt von Demokratie und Rechtsstaat besorgt, 82% 
machen sich Sorgen um die Zerstörung der Lebensgrundlagen durch den Kli-
mawandel (Hildebrandt 2025: 8, 9).

Stephan Hebel bringt das Dilemma von DIE LINKE auf den Punkt: »Das 
Ringen um eine mehrheitsfähige Zukunftslinke hat sicher nur dann eine 
Chance, wenn es auf einer realistischen Einschätzung ihrer aktuellen Min-
derheitsposition basiert.« (Hebel 2025) Wie aber kann aus der Minderheit 
heraus wirkungsvoll Politik gemacht werden? Dazu braucht es vor allem au-
ßerparlamentarische Macht, wie Rosa Luxemburg immer wieder klar ge-
macht hat. Im Zusammenhang mit dem Bildungsprozess der LINKEN hatte 
ich 2006 die Position formuliert, dass »die Linke zu einer dreifachen Strategie 
verpflichtet« sei – »erstens zur bedingungslosen Abwehr aller Tendenzen hin 
zu totaler Herrschaft und offener Barbarei, zweitens zur kritischen Unterstüt-
zung einer sozialdemokratischen Gestaltung des Finanzmarkt-Kapitalismus, 
insoweit diese sich in Auseinandersetzung mit einem imperialen autoritären 
Neoliberalismus befindet, und zum dritten zum Kampf für die Auflösung der 
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inneren Widersprüchlichkeit dieser sozialdemokratischen [›progressiven‹ – 
M.B.] Gestaltung des Finanzmarkt-Kapitalismus durch eine ganze Zahl von 
sich wechselseitig verstärkenden Einstiegsprojekten hin zu einer umfassen-
den sozialen und demokratischen Transformation, die letztlich die Profitdo-
minanz überwindet und damit über den Kapitalismus hinausweist. Das erste 
– so wäre die Behauptung – ist ohne das zweite und das dritte nicht zu ha-
ben« (Brie 2006: 52; siehe aktuell Peters 2025).

4.4 Drei strategische Schritte
Folgt man dieser Dreifachstrategie, dann gibt es drei Schritte: Die Vorausset-
zung für ein wirkliches Mitte-Links-Projekt und die dauerhafte Verhinderung 
einer rechtsautoritären Regierung ist ein starker linker Pol. Sein Aufbau ist 
der erste Schritt, der – wenn nichts Unerwartetes eintritt – einige Jahre brau-
chen wird. Erst wenn dieser Pol existiert, kann ein starker Druck auf andere 
politische Kräfte wie SPD und Grüne ausgeübt werden, sich selbst deutlich 
nach links zu bewegen, ohne dabei den Anschluss in der Mitte zu verlieren. 
Und nur wenn dieser zweite Schritt Erfolg hat, kann in einem dritten Schritt 
ein Richtungswechsel der Politik eingeleitet werden, der autoritäre Kräfte zu-
rückdrängt und die Ursachen der Faschisierung wirksam bekämpft. Plötz-
liche große Krisen können zu einer Verdichtung dieser drei Schritte führen.

Die hier formulierte Strategie der drei Schritte verlangt, dass DIE LIN-
KE ein klares Programm des Richtungswechsels hin zu sozialökologischer 
und sicherheitspolitischer Transformation entwickelt, das in größeren Teilen 
der Bevölkerung, besonders auch in den lohnarbeitenden Klassen, nicht zu-
letzt im industriellen und dienstleistenden Sektor, und bei wichtigen gesell-
schaftlichen Akteuren Unterstützung findet. Erst ausgehend von einer sol-
chen Machtbasis, über die weder die gesellschaftliche noch politische Linke 
gegenwärtig verfügt, und nur auf ihrer Grundlage kann dann die Frage nach 
einem Richtungswechsel der Politik auf die politische Tagesordnung gesetzt 
werden, nicht umgekehrt.

Nancy Fraser formulierte die damit verbundene Aufgabe 2017 so: »Für 
die Linke sollte […] von jetzt an gelten: Verweigert die unmögliche Wahl 
zwischen progressivem Neoliberalismus und reaktionärem Populismus. 
[…] Statt mit dem Bündnis aus Finanzialisierung und Emanzipation die so-
zialen Sicherungssysteme zu bekämpfen, sollten wir eine neue Allianz der 
Verfechter von Emanzipation und sozialer Sicherung gegen die Finanziali-
sierung schmieden.« (Fraser 2017: 75) Diese Allianz muss aber in Deutsch-
land erst noch gebildet werden.

Die Dreifachstrategie von Abwehr, kritischer Verteidigung der liberalen 
Institutionen und Aufbau einer Alternative muss auf jedem der drei Schritte 
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umgesetzt werden und bedeutet jeweils anderes. Ihre Verwirklichung ist bei 
jedem dieser Schritte von den sehr konkreten Bedingungen vor Ort, regional, 
auf Bundes- oder EU-Ebene unterschiedlich. Der Aufbau und Erhalt eines 
Dritten Pols oder Pols der Hoffnung sollte aber immer den inneren Kern aus-
machen. Ohne eigene Macht ist politisch alles nichts, nur frommer Wunsch. 
Solange DIE LINKE und die politisch durch sie repräsentierten Bewegungen 
keine eigenständige Kraft sind, die man nicht zu erpressen vermag, solange 
sie als eigener Pol nicht durch Stärke SPD und Grüne zu einem grundsätz-
lichen Richtungswechsel zu bewegen vermag, so meine Überzeugung, wird 
dieser Richtungswechsel ausbleiben. Erst als eigener – dritter – Pol kann es 
gelingen, die demokratischen Institutionen zu verteidigen.

Es gibt gute Gründe, vom Feind zu lernen, in Deutschland auch von der 
AfD. Sie hat über ein ganzes Jahrzehnt nun sich als eigener partei- und ge-
sellschaftspolitischer Pol aufgebaut und damit die Agenda beginnend mit der 
CDU/CSU über FDP, SPD und BSW geprägt. Zunehmend kann sie aus einer 
Position der Stärke agieren. Sie ist allein – bisher – nicht mehrheitsfähig und 
hat doch die Kraft entwickelt, in wesentlichen Bereichen einen Richtungs-
wechsel der Politik einzuleiten. Man könnte auch sagen, sie hat den ersten 
Schritt erfolgreich absolviert und geht jetzt zum zweiten Schritt über – der 
Schaffung von Mehrheitsverhältnissen ausgehend von ihren Positionen. Im-
mer unwahrscheinlicher wird es, dass die »Brandmauer« hält, und dies gilt 
auch auf Bundesebene.

Einen sozialökologischen friedensorientierten Richtungswechsel der Po-
litik wird es nur geben, wenn linke Mehrheiten entstehen. Linke Mehrhei-
ten werden aber erst dann entstehen, wenn DIE LINKE eine starke politische 
Kraft mit hoher Anziehungs- und Ausstrahlungskraft geworden ist. Deshalb 
besteht die Hauptaufgabe in der Stärkung der Partei als eigenständiger lin-
ker politischer Kraft und ihre Verankerung in der Gesellschaft sowie Vernet-
zung in der Zivilgesellschaft, vor allem mit Initiativen aus der Arbeitswelt und 
dem sozialen sowie ökologischen Bereich und der Friedensbewegung. Nur aus 
einer Position eigener Stärke kann durch ein linkes Bündnis ein Richtungs-
wechsel erzwungen und die Rechtsentwicklung gestoppt werden. Eine eige-
ne starke politische Kraft kann DIE LINKE nur werden, wenn sie eine klare 
Position des sozialökologischen und friedensorientierten Richtungswechsels 
vertritt und ausgehend davon einen systemisch zu nennenden Konflikt mit 
der neoliberalen und auf Aufrüstung zielenden Politik der sogenannten poli-
tischen Mitte aufmacht. Als linkes Anhängsel des liberalen Mainstreams wird 
die Partei nie zu einer eigenständigen Macht und zum Attraktionszentrum ei-
nes dritten Pols der Hoffnung. Erst auf Grundlage dieses Pols ist ein Bündnis 
zwischen sozialistischen und linkslibertären Kräften möglich.



36

Ein solidarisches Mitte-Unten-Bündnis verlangt, dass in der gesellschaftli-
chen Auseinandersetzung das Primat des Kulturkonflikts, wie ihn die Rechte 
und der progressive Neoliberalismus gemeinsam inszenieren, durch das Pri-
mat des Klassenkonflikts abgelöst wird. Anstelle neoliberaler Globalisierung 
vs. nationalistische Abschottung, anstelle »die Fremden« vs. »uns« muss 
das Oben und Unten der Klassengesellschaft ins Zentrum gerückt werden. 
Es geht um ein an den Interessen der Lohnarbeitenden ausgerichtetes Zu-
kunftsprojekt von sozialer Sicherheit in Umbruchzeiten, von Erneuerung der 
Industrie, von Ausbau der sozialen Sorgewirtschaft und Einleitung der öko-
logischen Wende; es geht um Wirtschaftsdemokratie, die Großkonzerne und 
Finanzanleger dem Gemeinwohl unterordnet, die Belegschaften und Kom-
munen stärkt und Frieden auf der Basis gemeinsamer Sicherheit schafft. Die 
Umverteilung zugunsten der öffentlichen Sektoren und der unteren Gruppen 
der Gesellschaft ist die unverzichtbare Voraussetzung für sozialökologische 
Transformation und eine Politik gemeinsamer Sicherheit. Dafür muss gegen 
die neue Rechte der Kampf um die Arbeiterklasse aufgenommen werden.

5. Der Kampf um die Arbeiterklasse

»Deutschland ist eine Klassengesellschaft. Die Produktion von 
Waren und Dienstleistungen findet überwiegend in privaten Un-

ternehmen mit dem Ziel statt, möglichst hohe Gewinne zu erzielen. 
Die große Mehrheit der Erwerbstätigen arbeitet als abhängig Be-

schäftigte. Sie erhalten nur einen Teil der von ihnen geschaffenen 
Werte als Lohn, den Überschuss eignen sich die Kapitaleigner an. 
Diese bestimmen über seine Verwendung, über die Investitionen 
und somit über die wirtschaftliche Entwicklung und die Arbeits- 

und Lebensbedingungen der Beschäftigten. Die wirtschaftliche und 
die gesellschaftliche Entwicklung werden ebenso wie das Staatshan-

deln und die Politik entscheidend von den Interessen des Kapitals 
bestimmt. Die Lebens- und Bildungschancen der Menschen hängen 

in hohem Maße von ihrer Klassenlage und sozialen Herkunft ab.«
(DIE LINKE 2011)

5.1 Der Verlust der Arbeiterklasse 
2023 hatte Mario Candeias die Frage, ob DIE LINKE die Arbeiterklasse ver-
loren hatte, mit »Nein, eigentlich nicht« beantwortet (Candeias 2023). Eine 
solche Einschätzung entzieht dem von ihm vertretenen Konzept der ver-
bindenden Klassenpolitik (Candeias 2017) die politisch-strategische Bris-
anz, denn leider ist der reale Befund über fast alle westlichen Staaten hin-
weg und für fast alle linken Parteien ein dramatisches »Zu unserer Schande: 
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Ja!« Wie Eribon konstatiert, haben frühere Arbeiterparteien darauf verzich-
tet, »soziale Antagonismen und Unterdrückungsmechanismen zu themati-
sieren oder ganz einfach den Beherrschten eine politische Stimme zu geben« 
und so »rechtem Denken Vorschub« geleistet (Eribon 2016: 118). Auch DIE 
LINKE hat ihren anfänglichen überproportionalen Zuspruch aus der Arbei-
terschaft nicht halten können. Während 2009 und 2013 der Anteil der Ar-
beiter, die DIE LINKE wählten, deutlich über dem Gesamtergebnis für die 
Partei lagen (16% zu 11,9% und 12% zu 8,6%), hat sich dies seit 2017 ange-
glichen (Deutscher Bundestag 2023).

Man muss es sich schonungslos bewusst machen: Der Aufstieg der Neu-
en Rechten resultiert genau daraus, dass die politische Linke im hohen 
Maße die Arbeiterklasse verloren hat, weil sie diese durch Unterstützung 
des progressiven Neoliberalismus im Stich ließ oder unfähig war, dessen 
Politik erfolgreich Widerstand entgegenzusetzen. Vor die falsche Alterna-
tive gestellt – ein nationalistisches Schutzversprechen zu wählen, das sich 
feindlich gegen Migranten wendet, Minderheitenrechte beschneidet und 
liberale Errungenschaften zurücknehmen will, oder eine liberale Politik 
zu unterstützen, die Sozialabbau und Konkurrenz am Arbeitsplatz voran-
treibt – haben sich gerade jene, die auf Schutz angewiesen sind, oft für 
ersteres entschieden. Das ist interessengeleitetes Wählen unter den Be-
dingungen einer falschen Alternative!

Für Deutschland sprechen die Fakten für sich: Die Bundestagswahl 2025 
hat gezeigt, dass Parteien in der rechten Mitte und rechts von ihr eine deut-
liche Mehrheit haben und zudem stärker als linke Parteien Nichtwähler zu 
mobilisieren vermochten (die Union 800 Tsd., die AfD 1,8 Mio.). SPD, Grü-
ne und LINKE kamen zusammen (!) auf nicht einmal auf 37% der abgegebe-
nen Stimmen. 2005 waren es rd. 51%, 2009 45,6%. Die Wählerwanderung 
erfolgte bei den Bundestagswahlen 2025 zu weit mehr als 90% zwischen die-
sen drei Parteien und nur im geringen Maße von Seiten von Nichtwählern 
oder von anderen Parteien (Hildebrandt 2025: 2).

Spiegelbildlich zum Abstieg der SPD vollzog sich der Aufstieg der AfD. 
Während sich das Wahlergebnis der SPD von 2005 bis 2025 von 34,2% auf 
16,4% um 17.8% verringerte und damit mehr als halbierte, stieg das der AfD 
von 4% auf 20,8%, d.h. um 16,8%. Dies bedeutet nun nicht, dass die frühe-
ren Wählerinnen und Wähler der SPD durchgängig zur Rechten gewandert 
sind. Sie sind teils ins Lager der Nichtwähler und teils zu den Grünen oder 
der LINKEN gewandert, teilweise auch zur CDU und CSU, aber eben auch zur 
AfD. Dies gilt nicht zuletzt für industrielle Arbeiter, die die SPD verlor, »als 
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eine weit rechts stehende Partei mit einem einwanderungsfeindlichen Pro-
fil um Stimmen warb« (Debus/Traunmüller 2025: 2). Vor allem aber gelang 
es der SPD nicht, ausreichend neue Wählerinnen und Wähler zu gewinnen, 
ganz im Gegenteil zur AfD (siehe auch im europäischen Vergleich Bischof et 
al. 2025). Das Feld links von CDU/CSU und FDP schrumpfte.

Während 1998 48% jener, die sich als Arbeiter verstehen und ihre Stim-
me bei der Bundestagswahl abgaben, die SPD wählten (Deutscher Bundes-
tag 2023), waren es 2025 nur noch 12% gegenüber 22% für CDU/CSU und 
38% für die AfD (LINKE 8%, BSW und Grüne jeweils 5%) (ARD Tagesschau 
2025). Deutlicher kann das Versagen der Kernparteien der politischen Linken 
– und dies schließt die LINKE ein – nicht zum Ausdruck gebracht werden. 
Bezogen auf die Berufsklassen gilt, dass die AfD überdurchschnittlich durch 
Produktionsarbeiter und Dienstleistungsarbeitende gewählt wird (Wagner 
2024: 8). Der Versuch von WASG und dann DIE LINKE, die Abwanderung 
von größeren Teilen der lohnarbeitenden Klassen nach rechts zu verhindern 
und so einen »grundlegenden Politikwechsel« (WASG 2005) auf die Tages-
ordnung zu setzen, war letztlich erfolglos.

Wenn behauptet wird, dass die »Selbstzuschreibungen« der bei Umfragen 
Interviewten »wie ›Arbeiter‹, Angestellte, Erwerbslose und Ähnlichem […] 
in ihrer Einfachheit so evident wie nichtssagend« (Candeias 2024: 8) seien, 
dann nimmt dies die Klassenfrage in ihrer Dramatik und strategischen Re-
levanz nicht ernst. Die Selbstverortung von Lohnarbeitenden als Arbeiter ist 
im völligen Gegenteil zu Candeias vielmehr ein deutlicher Ausdruck von Klas-
senbewusstsein und Klassenidentität. Wie sehr das der Fall ist, wird in fol-
genden Analysen deutlich: Westheuser und Lux stellen fest, »dass Befragte 
aus der Arbeiterklasse tatsächlich auch besonders häufig das Gefühl haben, 
zur Arbeiterklasse zu gehören: 83% der Produktionsarbeitenden und 70% der 
Dienstleistungsarbeitenden geben diese Form der Identifikation an – beides 
Werte, die weit über dem Bevölkerungsdurchschnitt liegen« (Westheuser/Lux 
2024: 18). Schwuchow kommt in einer Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung zu 
dem Schluss: »Erwerbstätige, die unter Kontrollverlust sowie einer Behand-
lung als Bürger*in zweiter Klasse in der Arbeit leiden, fühlen sich überdurch-
schnittlich stark der Arbeiterklasse zugehörig (60%), das sind fast zehn Pro-
zentpunkte mehr als im Gesamtdurchschnitt des Datensatzes.« (Schwuchow 
2024, 9) Und Nicole Mayer-Ahuja betont, dass die Selbsteinstufung als zuge-
hörig zur Arbeiterklasse ein »widerständiges Potenzial« ausdrückt: »Weil dar-
in die Vorstellung von einer anderen Klasse mitschwingt, deren Interessen den 
eigenen entgegenstehen. Weil damit die eigene Lage als strukturell ungerecht 
dargestellt wird: Ich werde um die Früchte meiner Arbeit und den Respekt, 
der mir zusteht, betrogen, weil ich Teil dieser Klasse bin. Und weil man mit 
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dem trotzigen Verweis auf die ›Arbeiterklasse‹ andeutet, dass man sich auch 
gegen diese Ungerechtigkeit auflehnen könnte.« (Mayer-Ahuja 2025: 226)

Erst wurden die Arbeiterinnen und Arbeiter bei Wahlen systematisch de-
mobilisiert (und zwar durch SPD und CDU/CSU gleichermaßen) und politisch 
heimatlos gemacht. Damit entstand eine große »Repräsentationslücke«, die 
dann mit einem bestimmten Zeitverzug durch die AfD sowie durch eine sich 
nach rechts wendende CDU/CSU gefüllt wurde. 60% der Arbeiterinnen und 
Arbeiter, die bei der Bundestagswahl zur Wahl gingen, haben 2025 rechts 
oder scharf rechts gewählt, wobei es überproportional Männer waren. 45% 
jener, die in den Sinus-Milieus als Prekäre bezeichnet werden, stimmten für 
die AfD und nur 9% bzw. 8% für die SPD bzw. DIE LINKE (Vehrkamp 2025: 
2). Die Anrufung einer ethnisch-nationalen Solidargemeinschaft war so er-
folgreich, dass »die AfD gerade in den Bevölkerungsgruppen am meisten ge-
wählt wird, die von der AfD [ihrem Wahlprogramm – M.B.] am stärksten so-
zial benachteiligt werden würden« (Peters 2025).

Man muss sich die Dramatik der skizzierten Entwicklung bewusst machen: 
Der Aufstieg der Neuen Rechten wurde genau deshalb möglich, weil die 
politische Linke in ihrer Breite, aber auch die radikale Linke, die Arbeiter-
klasse verloren haben. Sie wieder zu gewinnen, entscheidet über die Zu-
kunft der Linken und ihre Fähigkeit, einen Richtungswechsel einzuleiten, 
der den Finanzmarkt-Kapitalismus überwindet und eine solidarische so-
zialökologische Transformation und friedenspolitische Offensive einleitet.

Teile der Linken haben sich in den Augen der Arbeiterklasse zutiefst kompro-
mittiert. Einerseits wurde sie unter dem Diktat des Shareholder-Value in eine 
extreme Zwangssituation gebracht, die ihre organisierte Macht schwächte, 
den Druck und die Hetze am Arbeitsplatz deutlich steigerte, die Geißel per-
manenter Unsicherheit und Zukunftsunsicherheit schwang und die Gruppen 
der Arbeiterklasse gegeneinander in scharfe Konkurrenz versetzte. Und auf 
der anderen Seite, so Nancy Fraser, wird dies »durch die Kränkungen ver-
schlimmert, die ihnen der progressive Moralismus zufügt, wenn er sie rou-
tinemäßig als kulturell rückständig abstempelt« (Fraser 2017: 73). Aus der 
Sicht der Arbeiterklasse an die Adresse der progressiven Intelligenz formu-
liert: »Während Ihr unfähig oder unwillig seid, mit uns ein starkes progres-
sives Bündnis gegen den neoliberalen Finanzmarkt-Kapitalismus zu bilden, 
verleiht ihr dem Neoliberalismus die Aura des Fortschritts. So kommt zu der 
sozialen Abwertung seitens der Kapitaleliten durch Euch auch noch unsere 
kulturelle Entwürdigung hinzu. Und jetzt wundert Ihr Euch, dass wir denen 
folgen, die Euer direktes Gegenteil sind?!«
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5.2 Das fatale Primat des sogenannten Kulturkonflikts
Die Hinwendung der Arbeiter nach rechts hat eine längere Geschichte, die 
mit den Umbrüchen der Klassen- und Sozialstruktur in den westlichen Ge-
sellschaften verbunden ist. Im Juni 2022 erschien eine Studie von Herbert 
Kitschelt und Philipp Rehm, die das Wahlverhalten in westlichen libera-
len Demokratien über die letzten 60 Jahre systematisch auswertet. Eine der 
wichtigsten Aussagen dieser Studie war, dass sich in allen Ländern, die sie 
untersucht haben, ein umfassender Umbau der parteipolitischen Orientie-
rungen und Dominanzstrukturen vollzogen hat. Dabei sei aber ein uner-
klärliches Vakuum aufgetreten: Die große Gruppe der Lohnarbeitenden, die 
über keine hohe Bildung und kein hohes Einkommen verfügen – das Jenaer 
Klassenmodell spricht von »konventioneller Arbeiterklasse« (Butting et al. 
2025: 47f.) –, sei politisch heimatlos. Sie habe keinen dauerhaften verläss-
lichen politischen Ansprechpartner mehr (Kitschelt/Rehm 2022: 81) – eine 
Rolle, die die Sozialdemokratie und westliche Kommunistische Parteien in 
den 1950er- oder 1960er-Jahren gespielt hatten.

Um die Veränderungen im Parteiensystem der liberalen Demokratien zu 
erklären, geht die Studie von Kitschelt und Rehm von einer einfachen Annah-
me aus: Sie definieren vier soziale Großgruppen, die sich mit Blick auf zwei 
Kriterien voneinander unterscheiden – Bildung und Einkommen. Zu nied-
riger Bildung werden alle gezählt, die keine Hochschulbildung haben; nied-
riges Einkommen haben nach der von Kitschelt und Rehm vorgenommenen 
Klassifikation alle, die in den unteren zwei Dritteln der Einkommensvertei-
lung liegen. Ihre Ausgangsannahme ist, »dass die Wähler – in Gruppenagg-
regaten – über wohlverstandene politische Grundeinstellungen verfügen, die 
sich aus ihren wirtschaftlichen und sozialen Erfahrungen ableiten und die es 
ihnen ermöglichen, politische Präferenzen im Einklang mit ihren Grundüber-
zeugungen zu entwickeln.« (Ebd.: 8) Personen mit niedrigem Einkommen 
seien für Umverteilung und die mit höherem Einkommen dagegen. Kitschelt 
und Rehm gehen weiter von dem Befund aus, dass jene, die über weniger Bil-
dung verfügen, eher autoritär, jene mit höherer Bildung dagegen eher libertär 
orientiert seien (siehe Tabelle 2).7 Sie weisen nach, dass sich in den letzten 
60 Jahren die Größe dieser Gruppen in ihrem Verhältnis zueinander deut-
lich verändert hat. Die Gruppe derer mit niedrigen Einkommen und nied-
riger Bildung sank von über 65% auf unter 50%, die mit hoher Bildung und 

7  Ich halte die Bezeichnung »autoritär« in diesem Zusammenhang für problematisch. werde 
aber diese Terminologie, die die Forscher in ihren Analysen, die im Weiteren herangezogen wer-
den, nicht verändern (siehe die Kritik in Brie 2024, 102–107). Dies gilt auch für andere Klassi-
fikationen, auf die ich mich in diesem Text beziehe.
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niedrigem Einkommen dagegen stieg von fast Null auf nahe 20%. Der An-
teil jener mit niedriger Bildung, aber hohem Einkommen dagegen sank von 
rund 30% auf gut 15%, und die, die über hohe Bildung und hohes Einkom-
men verfügen, machen nicht mehr nur 7 bis 8% aus, sondern rund 25%. Dies 
bedeutet, dass das Verhältnis jener mit niedriger Bildung zu jenen mit hoher 
Bildung von 90:10 auf 65:35 sank. Natürlich sind alle diese Zahlen stark ver-
allgemeinerte Durchschnittswerte.

Ausgehend von diesen Überlegungen stellen Kitschelt und Rehm die Hy-
pothese auf, dass es zu einer »Umkehr der Polarität« gekommen sei. In der 
alten Industriegesellschaft hätte jene, die nur niedrige Bildung und ein nied-
riges Einkommen gehabt hätten, den Kern des linken Parteilagers ausge-
macht, während jene, die über hohe Bildung und hohes Einkommen ver-
fügten, am stärksten mit dem rechten Parteilager verbunden gewesen seien. 
Dies habe sich deutlich verkehrt: »Die traditionellen Kerngruppen des lin-
ken Parteifeldes (niedrige Bildung/geringes Einkommen) und des rechten 
Parteifeldes (hohe Bildung/hohe Einkommen) werden zu weniger zuverläs-
sigen Anhängern des jeweiligen Feldes. Im Gegensatz dazu werden die ehe-
maligen umkämpften Gruppen der Bürger mit niedrigem Bildungsniveau/
hohem Einkommen und mit hohem Bildungsniveau/geringem Einkommen 
zu den neuen Kernanhängern der rechten bzw. linken Parteien.« (Ebd.: 19) 
Die politisch umkämpften sozialen Gruppen von gestern mit geringer Loya-
lität zu linken bzw. rechten Parteien sind zu den Kerngruppen der jeweiligen 
Parteienlager aufgestiegen, während die, die die Hauptbataillone der Linken 
und Rechten von gestern waren, heimatlos wurden und sich von Fall zu Fall 
politisch orientieren.

Was Kitschelt und Rehm nicht in solcher Klarheit aussprechen, ist, dass 
der Umkehr der Polarität bei den Wählergruppen, die sich linken bzw. rech-
ten Parteilagern zuwenden, zugleich eine Umkehr des dominanten Konflikts 
entspricht: Nicht sozialstaatliche Umverteilung vs. Marktorientierung, son-
dern das Verhältnis von libertären zu sog. autoritären Einstellungen, der viel-
beschworene »Kulturkonflikt«, rückte ins Zentrum, während die Frage der 

Tabelle 2: Stilisierte politische Einstellungen von Gruppen mit hohem Bildungsniveau 
(nach Kitschelt/Rehm 2022)

Einkommen

Niedriges Einkommen Hohes Einkommen

Bildung
Niedrige Bildung 

Für  Umverteilung 
Autoritär

Gegen Umverteilung 
Autoritär

Hohe Bildung 
Für Umverteilung 
Libertär

Gegen Umverteilung 
Libertär
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Umverteilung sekundär wurde (siehe Abb. 4). Dies verschiebt aber die Be-
deutung von links und rechts gravierend in Richtung des Gegensatzes liber-
tär vs. autoritär. Kein Wunder, dass »links« in Teilen der Arbeiterklasse ei-
nen so schlechten Ruf hat.

Die Schlussfolgerung, die linke Kräfte aus dieser Analyse von Kitschelt 
und Rehm sowie aus der Bundestagswahl 2025 sowie Wahlen in den USA 
und anderen westlichen Ländern ziehen sollten, ist, dass die lohnarbeitende 
Klasse ohne akademische Bildung so lange, wie die Frage der Umverteilung 
nur einen untergeordneten Stellenwert hat, nicht zurückgewonnen werden 
kann und von der Neuen Rechten hegemonisiert wird. Und solange sich dies 
nicht ändert und ein linkes Lager fehlt, stehen sich parteipolitisch vor allem 
zwei Lager gegenüber – das liberale Lager mit einem eher linken und einem 
eher rechten Flügel sowie das Lager der Neuen Rechten, teilweise im Bünd-
nis mit dem rechten Flügel des liberalen Lagers. Auf dieser Grundlage kön-
nen keine Mehrheiten für eine sozialökologische Transformation und akti-
ve Friedenspolitik entstehen.

5.3 Drei mögliche klassenverbindende Projekte
Gesellschaftspolitische Projekte sind nur dann mehrheitsfähig, wenn sie in 
der Lage sind, überzeugende Verbindungen zwischen Klassenfraktionen her-
zustellen, die mit Blick auf bestimmte Werteorientierungen weit auseinander-
liegen. Die empirische Studie von Rita Müller-Hilmer und Jérémie Gagné von 
2018 zeigt, wie schon zuvor die Studie von 2006 (Müller-Hilmer 2006), dass 
sich in der Bundesrepublik neun gesellschaftliche Milieus ausmachen lassen, 
die sich in ihren gesellschaftspolitischen Einstellungen deutlich voneinander 
unterscheiden. Rita Müller-Hilmer und Jérémie Gagné haben diese politi-
schen Typen in einem zweidimensionalen Modell verortet, »welches den poli-
tischen Raum über eine traditionelle, ökonomisch soziale Links-Rechts-Achse 

Abb. 4: Stilisierte politische Einstellungen von Gruppen mit hohem Bildungsniveau 
(nach Kitschelt/Rehm 2022)

Kapitalistische Industriegesellschaft Kapitalistische Wissensgesellschaft

Für
Umverteilung

Autoritär

Gegen
Umverteilung

Autoritär

Für
Umverteilung

Autoritär

Autoritär
Gegen

Umverteilung

Für
Umverteilung

Libertär

Gegen
Umverteilung

Libertär

Libertär
Für

Umverteilung

Gegen
Umverteilung

Libertär

Primat des sozialen Konflikts Primat des kulturellen Konflikts
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(regulierend vs. marktorientiert) und eine kulturelle Libertär-Autoritär-Ach-
se konstituiert« (Müller-Hilmer/Gagné 2018: 5) (siehe Abb. 5). Ausgehend 
davon wird deutlich, dass drei gesellschaftspolitische Projekte möglich sind, 
die die Chance auf Mehrheiten in der Bevölkerung haben.

Es ist dies erstens das in der oberen Mitte zentrierte Projekt des mehr oder 
minder progressiven Neoliberalismus mit einem sozialen und einem konser-
vativen Flügel, wie es seit vielen Jahrzehnten die Bundesrepublik dominiert 
und in der Merz-Klingbeil-Regierung noch einmal Gestalt angenommen hat. 
Es reicht vom »Engagierten Bürgertum« über die »Zufriedene Generation 
soziale Marktwirtschaft« und die »Konservativen Besitzstandswahrer« bis 
hin zu den »Verunsicherten Leistungsindividualisten«. Sie alle sind bereit, 
– wenn auch mehr oder minder – die Frage von Umverteilung als zweitran-
gig zu betrachten.

Zweitens hat sich in den letzten zehn Jahren in der Bundesrepublik das 
Projekt der Neuen Rechten etabliert und sucht, die Verunsicherten Leistungs-
individualisten, die Gesellschaftlichen Einzelkämpfer, die Konservativen Be-
sitzstandwahrer, die Desillusionierte Arbeitnehmermitte und das Abgehängte 

Abb. 5: Politische Typen und politische Projekte
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Prekariat zu verbinden. Gescheitert ist in der Bundesrepublik bisher der Ver-
such, wie er beim Zusammengehen von PDS und WASG unternommen wur-
de, einen Dritten Pol, ein solidarisches Mitte-Unten-Bündnis zu schaffen. Ein 
solche Bündnis zielt darauf ab, eine Klassenpolitik zu realisieren und dafür 
die Kritischen Bildungseliten, das Engagierte Bürgertum, die Zufriedene Ge-
neration soziale Marktwirtschaft, die missachteten Leistungsträger, die Desil-
lusionierte Arbeitnehmermitte und das Abgehängte Prekariat zu gewinnen. 
Wie aus der Abbildung 6 deutlich wird, ist es das Hauptproblem dieses drit-
ten Projekts, das Kritischen Bildungseliten und das Abgehängtes Prekari-
at entlang der vertikalen Achse des sogenannten Kulturkonflikts »libertär/
offen« vs. »autoritär/geschlossen« stark gegensätzliche Positionen haben. 
Zugleich sind sie sehr geeint in der Ablehnung der Marktorientierung und 
bei der Forderung sozialer Regulation. Ausgehend davon zeigt sich, dass die 
schon vor 20 Jahren gewonnene Einsicht auch heute noch stimmt: »Wel-
ches sind die Chancen, Mehrheiten für eine sozial orientierte Politik gegen-
über einer marktliberalen Politik zu gewinnen? Beide politische Ausrichtun-
gen haben eine Basis in den oberen Gruppen der Gesellschaft. Dies bedeutet 
auch: Mehrheiten müssen unten gewonnen werden!« (Brie 2007: 30) Dar-
aus kann man einen Schluss für die heutige strategische Orientierung ziehen:

DIE LINKE muss, will sie ihre zentralen Ziele erreichen, ihre Stellung in 
den sozial orientierten akademisch gebildeten Mittelschichten ausbauen, 
aber in einer Weise, durch die es gelingt, Teile der nichtakademischen lohn-
arbeitenden Gruppen der Mitte und im »Unten« der deutschen Klassen-
gesellschaft, die Arbeiterklasse im engeren Sinne, zu gewinnen. Wer die 
Arbeiterklasse aufgibt, gibt den Charakter der Partei als dezidiert linker 
sozialistischer Partei auf. Die Fähigkeit der Linken, die Arbeiterklasse zu-
rückzugewinnen und zugleich im Bereich der Angestellten Rückhalt aus-
zubauen, entscheidet über die Mehrheitsfähigkeit für einen solidarischen, 
sozialökologischen Richtungswechsel der Politik in der Bundesrepublik.

5.4 Der Klassenkompass: Oben und Unten
Linus Westheuser übernimmt das oben schon genutzte traditionelle Modell 
zweier Konfliktlinien und ergänzt sie um zwei weitere, die aus seiner Sicht 
jede für sich »eine gleichwertige und unabhängige strukturierende Kraft für 
den politischen Raum« (Westheuser 2021: 97) besitzen. Die erste, bekann-
te, Konfliktlinie ist die zwischen Positionen, die Umverteilung befürworten 
oder ablehnen (Umverteilung vs. Eigentum). In der Bundesrepublik gibt es 
einen breit geteilten Konsens zugunsten von Umverteilung. Die zweite, eben-
falls bekannte, Konfliktlinie bezieht sich auf die Differenz zwischen univer-
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salistischen und partikularistischen Positionen. Besonders umstritten ist das 
Verhältnis zu Migration. Diese zweite Konfliktlinie ist als »Kulturkampf« be-
kannt gemacht worden. Als dritte Konfliktlinie führt Westheuser die zwischen 
links und rechts ein. Rechte Positionen zeichnen sich aus seiner Sicht dadurch 
aus, dass ihre Vertreter der Auffassung sind, »dass Einkommensunterschie-
de gerecht sind und eine akzeptable Widerspiegelung individueller Anstren-
gungen darstellen« (ebd.: 98). Es geht um das Verhältnis von Leistung und 
Anerkennung, dessen Verständnis aus seiner Sicht links und rechts trennt.

Originär ist die Einführung einer vierten Konfliktlinie, die Westheuser aus-
gehend von einem Artikel von Pierre Ostiguy (Ostiguy 2017) mit den Termi-
ni »High« (Hoch) und »Low« (Niedrig) bezeichnet: »Die ›hohe‹ Politik ver-
traut auf institutionelle Vermittlung, unpersönlichen Prozeduralismus und 
Legalismus, während die ›niedrige‹ Politik für ein Ideal der ›Verkürzung der 
Distanz zwischen der legitimen Autorität und dem Volk‹ (Ostiguy 2017: 83) 
durch Unmittelbarkeit, Nähe und Personalisierung steht.« (Westheuser 2021: 
103) Gerade die, die sich aus dem politischen System ausgeschlossen fühlen 
und über weniger Kenntnisse über das Funktionieren dieses Systems verfü-
gen, die das Gefühl haben, dass ihnen die Kontrolle über die eigenen Lebens-
verhältnisse genommen wurde, dass Vermögen und Einkommen ungerecht 
verteilt sind, fordern mehr direkte Mitsprache, während die, die sich integ-
riert fühlen, diese Mitsprache aller ablehnen und eine dezidiert »anti-popu-
listische« Sichtweise haben.

Westheusers Innovation besteht darin, dass er die konventionelle Darstel-
lung, bei der sogenannte universalistische Werte oben und partikularistische 
Werte unten stehen und der sogenannte Kulturkonflikt betont wird, um 45 
Grad dreht. Westheuser sei ausführlich zitiert: »Durch eine leichte Drehung 
wird der politische Raum also auf seine sozialen Füße gestellt. An der obe-
ren und unteren Seite des Raums finden sich Klassencluster, die sich glei-
chermaßen durch ökonomisches und kulturelles Kapital und sozialen Status 
im Raum oben (Manager) bzw. unten (Arbeiterklasse) definieren. Fraktionen 
mit mittlerem Kapital stehen sich auf einer horizontalen Achse gegenüber, 
das Cluster der kulturellen Mittelklasse ist nach links gerückt, das Cluster des 
Kleinbürgertums nach rechts. Auf den ersten Blick ist dies eine kosmetische 
Veränderung. Aber im Einklang mit dem hier gewählten spezifisch soziolo-
gischen Ansatz, der von Klassen und sozialer Schichtung ausgeht, trägt sie 
dazu bei, unsere Aufmerksamkeit auf die wichtigsten Formen der sozialen 
Spaltung im politischen Raum zu lenken. Unter Beibehaltung aller Informa-
tionen […] [der quantitativen Untersuchung – M.B.] entschärft diese Form 
der Darstellung die ›zweite Dimension‹ von Universalismus und Partikula-
rismus etwas und verdeutlicht intuitiv ihren Platz in der sozialen Logik der 
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ideologischen Verteilung. Die universalistische Spaltung ist eine ideologische 
Dimension der Stratifizierung des politischen Raums. Universalistische und 
anti-umverteilungsorientierte Eigentumsorientierungen können als die pro-
gressiven und konservativen Gesichter einer liberalen Ideologie verstanden 
werden, deren wichtigste Trägerschichten die professionellen Mittelschich-
ten und Funktionseliten sind, wobei eine kulturelle obere Mittelschicht von 
soziokulturellen Fachleuten am stärksten den ›universalistischen‹ Pol re-
präsentiert, ein wirtschaftlicher Flügel von Kleinunternehmern (z.B. Restau-
rantbesitzer) den ›Eigentumspol‹, und der dominante Pol der herrschenden 
Klasse, das Unternehmenscluster von Eigentümern und Managern, zwischen 
beiden, an der Spitze des Raumes steht. In den Zwischenebenen des Raums 
stehen sich mittlere und untergeordnete kulturelle und mittlere und unterge-
ordnete wirtschaftliche (›kleinbürgerliche‹) Mittelschichtfraktionen gegen-
über. Schließlich sehen wir die Arbeiterklasse auf der politisch ausgeschlos-
senen, ›niedrigen‹, umverteilungsorientierten und partikularistischen Seite 
des Raumes, dem Unternehmenscluster gegenüber.« (Ebd.: 119f.)

Abb. 6 verdeutlicht diese klassengeprägte Sicht auf die Konfliktlinien west-
licher Gesellschaften. Hier wird der »Klassenkompass« (Eifler et al. 2022) zur 
Anschauung gebracht und aus der Sicht der Lohnarbeitenden von unten auf 
die Verhältnisse in der Gesellschaft geblickt. Die Angehörigen der Arbeiter-
klasse sehen sich in der gesellschaftlichen Logik des so skizzierten Raums vor 
allem im Gegensatz zu einem »Oben«, das sie von Entscheidungsprozessen 
ausschließt und in Konkurrenz versetzt. Dabei haben sie zwei Alternativen: 
Sie können erstens direkte Mitsprache fordern, sich nach links wenden und 
auf eine andere Verteilung von Macht, Einfluss und vor allem Lebenschan-
cen setzen. Wenn sie dies tun, sind sie auch bereit, moderate universalistische 
Positionen zu unterstützen, auch wenn dies für sie nicht die oberste Priori-
tät hat. Wer von ihnen verlangt, gegen jede Regulation von Migration zu sein 
oder eine ökologische Transformation zu unterstützen, auch wenn damit ihre 
Arbeitsplätze ersatzlos wegfallen und sie in prekäre Beschäftigung gedrückt 
werden und die Miete und die Heizkosten nicht mehr tragbar sind, der treibt 
klassenspaltende, die Rechte stärkende Politik. Gerade unter solchem Druck 
kann sich die Arbeiterklasse nach rechts wenden und die Politik einer aus-
grenzenden ethnisierten Schutzgemeinschaft befürworten. Die Aktivierung 
des Klassenkompasses verlangt, die Frage der Interessen bei dem Wie der in-
dustriellen Transformation, im Bildungs- und Sorgebereich, bei der Integra-
tion von Geflüchteten und Migrantinnen und Migranten, bei allen brennen-
den Zeitfragen ins Zentrum zu rücken. Grundlage dafür ist ein die Klasse der 
Lohnabhängigen verbindendes Mitte-Unten-Bündnis, das jene, die der kapi-
talistischen Unsicherheit und Ungleichheit besonders ausgeliefert sind, mit 



47

allen vereint, die sich für eine solidarische Gesellschaft einsetzen. Die Klassen-
frage ist heute für DIE LINKE tatsächlich »das Modernste« (Bierbaum/Brie 
2024a) und Erneuerung deshalb zugleich Aufbruch und Rückkehr. Ein sol-
cher Ansatz muss sich vor allem auch dadurch bewähren, dass er dazu beiträgt, 
»eine offensive und autonome Gewerkschaftspolitik« (Bierbaum 2025c) poli-
tisch zu befördern, indem die LINKE auf neue Weise Ansprechpartner wird.

Die Arbeiterinnen und Arbeiter ohne akademische Qualifikation wenden 
sich nach links oder rechts, indem sie sich entweder solidarisch mit jenen 
erweisen, die noch stärker als sie selbst von Entscheidungsprozessen ausge-
schlossen und diskriminiert sind, oder aber sich selbst an dieser Diskriminie-
rung beteiligen und sie legitimieren, indem sie sich moralisch, ökonomisch 
und politisch über diese zu erheben suchen. Dieser durch die Verhältnisse 
einer kapitalistischen Klassengesellschaft bedingten Ambivalenz kann man 
nicht dadurch begegnen, dass man den Arbeiterinnen und Arbeitern den 
Stolz auf die eigene Leistung auszureden versucht, weil damit eine Abwer-
tung von Arbeitslosen verbunden sein könnte (wie es Wesser/Becker 2025 
tun), sondern indem man dafür wirkt, dass sich dieser Stolz auf solidarische 
Weise gegen die herrschende neoliberale Politik richtet.

Auch die kulturellen Mittelschichten haben zwei Möglichkeiten. Sie kön-
nen nach einer Symbiose von Umverteilung und Universalismus streben. 
Wenn sie dies tun, müssen sie sich klar auf die Arbeiterklasse zubewegen und 
hier ein Bündnis eingehen, dass neben der Achse der Umverteilung zugleich 

Abb. 6: Die gesellschaftliche Logik des politischen Raums 
(nach Westheuser 2021: 119, leicht vereinfacht)
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auch die Achse des Konflikts der »Unten« mit denen »Oben« einschließt. 
Sie müssten die Klassenperspektive der Arbeiter als Teil des eigenen Pro-
jekts aufgreifen. Mehr noch: Sie müssen sogar das Primat dieser Perspekti-
ve übernehmen, wenn sie die unselige Allianz von emanzipatorischem Fort-
schritt und Neoliberalismus überwinden wollen. Dem stehen hohe kulturelle 
Hindernisse und Hürden im Selbstverständnis der kulturellen, sozial orien-
tierten Mittelschichten entgegen (siehe die Analyse der »sozialen Therapeu-
ten« durch Westheuser 2021: 259f.). Die andere Variante ist, dass sich die-
se Mittelschichten am Projekt des progressiven Neoliberalismus beteiligen 
und Universalismus mit Marktfreiheit und den Chancen der Marktgesell-
schaft verbinden. Sie gehen dann ein Bündnis mit den Oberschichten ein, die 
gute Gründe haben, ihre Eigentumsprivilegien zu verteidigen und bereit sind, 
dies mit universalistischen Positionen zu verknüpfen, wenn es ihnen nützt. 
Dies wird durch die Ideologie des Linksliberalismus argumentativ befördert.

Die beiden Vorsitzenden der Partei DIE LINKE, Ines Schwerdtner und 
Jan van Aken, haben sich sofort nach ihrer Wahl sehr anschaulich am Klas-
senkompass orientiert und die Frage von Oben und Unten zum Ausgangs-
punkt der Neuorientierung der Partei gemacht. Die Drehung des Koordina-
tenkreuzes der Konfliktlinien durch Westheuser haben sie praktisch-politisch 
vollzogen und symbolisch prägnant ausgedrückt: Erstens haben sie ihre Ein-
künfte auf 2.850 Euro netto pro Monat reduziert und verzichten nach eige-
nen Angaben auf etwa die Hälfte ihres Netto-Einkommens. Sie orientieren 
sich bewusst am durchschnittlichen Nettoeinkommen in Deutschland und 
spenden den Rest für einen Solidaritätsfonds der Linken. Zweitens haben sie 
die Frontstellung zu den Kapitaleliten prononciert betont. Jan van Aken hat 
»Tax the rich« zu seinem Motto gemacht und seine Bewerbung zum Partei-
vorsitz so eingeleitet: »Mein Name ist Jan van Aken und finde, es sollte kei-
ne Milliardäre geben. Das meine ich erst. Wisst ihr, dass Susanne Klatten, 
einer der reichsten Menschen Deutschlands, im letzten Jahr einen Stunden-
lohn von 1,1 Mio. Euro bekommen hat? […] So unfassbar viel Geld hat kein 
Mensch verdient, so hart kannst du gar nicht arbeiten, so klug kannst du gar 
nicht sein, um so viel zu verdienen. Nein, sie haben es anderen weggenom-
men. Sie haben zu niedrige Löhne gezahlt und zu hohe Preise verlangt. Sie 
haben es uns geklaut und wir wollen es uns wiederholen! Wir müssen es uns 
wiederholen!« (Aken 2024) Dies hat deutlichen Bezug zu der Kampagne von 
Bernie Sanders und Alexandria Ocasio-Cortez »Fighting Oligarchy«.8 Das ist 
gelebte populäre demokratische Klassenpolitik.

8  Diese Kampagne hat fünf Schwerpunkte: 1. gegen die politische Vorherrschaft der Groß-
konzerne, 2. für die Stärkung der Rechte der Arbeiterklasse, 3. für eine Preisregulierung und 
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Ein Richtungswechsel der Politik ist nur möglich, wenn es gelingt, dauer-
haft größere zusätzliche Ressourcen zu mobilisieren, um den erforderlichen 
wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und auch sicherheitspolitischen Rich-
tungswechsel einzuleiten und gleichzeitig klare Entscheidungen zu treffen, 
die die Unternehmen und Wirtschaftsverbände in die Pflicht nehmen. Ein 
historisches Beispiel sind die Maßnahmen der Roosevelt-Administration in 
ihren ersten einhundert Tagen. Es braucht des Muts zum Konflikt (Lehndorff 
2020). Die tief eingreifende sozialökonomische Umgestaltung der USA durch 
den New Deal und später während des Zweiten Weltkriegs (Brie 2021) wa-
ren die Bedingung, die liberale Demokratie zu bewahren. Wer sich heute für 
deren Institutionen und die mit ihnen verbundenen Errungenschaften ein-
setzt, muss sich deshalb vor allem für einen Richtungswechsel der Politik ein-
setzen. Das hat ganz praktische Konsequenzen.

Ralf Krämer hat in seiner Analyse der bundesdeuten Politik der Merz-Kling-
beil-Regierung deutlich gemacht: »Entweder wird der Sozialstaat in einem 
Maße demoliert und demontiert, wie wir es bisher nicht erlebt haben, wäh-
rend sich zugleich der Druck auf Löhne, Arbeitsbedingungen, Arbeitnehmer-
rechte und Gewerkschaften, Streikrecht usw. massiv vergrößern wird. Oder 
wir schaffen es politisch zu mobilisieren und die Hochrüstung zu verhindern 
sowie eine Umkehr zu einer sozialen Verteilungspolitik durchzusetzen: höhe-
re Besteuerung großer Vermögen und Erbschaften, hoher Einkommen und fi-
nanzstarker Unternehmen sowie Stärkung der Sozialversicherungen und des 
Sozialstaats insgesamt, sowie stetige Reallohnsteigerungen mindestens im 
Maße der Produktivitätszuwächse. Dazu brauchen wir eine starke Friedens-
bewegung und starke Gewerkschaften, vor allem aber deren Zusammenwir-
ken und dies im Bündnis mit weiteren sozialen und demokratischen Bewe-
gungen und ökologischen Kräften. Das ist die Kernaufgabe der kommenden 
Jahre.« (Krämer 2025: 12)

Die von der LINKEN gemachten Vorschläge zur Vermögensabgabe, zur 
Vermögenssteuer und zur Erbschaftssteuer zielen darauf ab, die Gewinner 
der neoliberalen Ära für die Finanzierung einer postneoliberalen sozialöko-
logischen Agenda zur Kasse zu »bitten« (Die Linke 2024). Zugleich verlangt 
es auch Eingriffe in die unternehmerische Entscheidungsfreiheit, um dem 
Verfassungsgrundsatz »Eigentum verpflichtet« in einer Zeit der sozialen wie 
ökologischen Krise Geltung zu verschaffen und Wirtschaftsdemokratie als 
Gestaltungsprinzip zu entwickeln. Den »manifeste(n) Kontrollverluste(n) 

die Einschränkung der wirtschaftlichen Vormacht der Großkonzerne, 4. Demokratisierung der 
Wirtschaft durch Ausbau der öffentlichen Sektoren und Umverteilung von oben nach unten so-
wie 5. Aufbau einer progressiven Massenbewegung.
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in einer mehrfach sozial gespaltenen Gesellschaft« kann demokratisch nur 
mit einem Projekt des »Take back control« als »ein gesellschaftliches, aber 
nicht minder […] arbeitsweltliches Demokratieprojekt« (Detje 2024: 46) be-
gegnet werden. Dies aber verlangt eine Ausweitung der »Strukturen der be-
trieblichen Mitbestimmung […], indem zugleich eine Demokratisierung der 
gesamtgesellschaftlichen Ökonomie etabliert wird, und vice versa« (Hüning 
2024: 36) – eine zutiefst sozialistische Vision.

Viele linke politische Kräfte hatten vergessen, dass nur dann eine einigen-
de Verbindung zwischen den akademischen und nichtakademischen Grup-
pen der lohnarbeitenden Klasse möglich ist, wenn, wie Linus Westheuser 
und Thomas Lux deutlich machen, »der Interessengegensatz von Oben und 
Unten und die legitimen Forderungen der weniger betuchten Mehrheit im 
Zentrum der gesellschaftlichen Debatte stehen« (Westheuser/Lux 2024: 22, 
Hervorh. von mir – M.B.) Deswegen ist, wie sie schreiben, eine »Neuorien-
tierung«, eine Neuzentrierung der Linken notwendig. Und diese Wende darf 
nicht nur wahltaktisch sein, sondern sie muss es vor allem kulturell, prak-
tisch, organisatorisch und personell sein. Der Markenkern der Linken, sozi-
ale Gerechtigkeit, muss gelebt sein. Der Skandal, dass der Bundestag heute 
kaum noch Abgeordnete hat, die einen Arbeiterhintergrund haben oder als 
Arbeiterinnen und Arbeiter durch Parteien aufgestellt werden, muss been-
det werden. Mit tiefer Ironie hat sich Rosa Luxemburg über die »rührende 
alte Einbildung der Bourgeoisie« lustig gemacht, »es gehöre Gott weiß wel-
che politische ›Reife‹ dazu, um des tiefsinnigen Mysteriums des bürgerli-
chen Parlamentarismus teilhaftig zu werden« (Luxemburg 1978a: 495). Es 
war gerade die marxistische Sozialdemokratie, die Arbeiterinnen und Arbei-
tern zur Politik im Interesse der eigenen Klasse befähigt hat.

Folgt DIE LINKE diesem Klassenkompass, dann kann sie ihren Beitrag 
dazu leisten, das ausgehend von der Perspektive des Unten der Klassenge-
sellschaft gemeinsam an einem solidarischen Mitte-Unten-Bündnis gear-
beitet wird. Dazu muss sie den sozial eingestellten kritischen akademischen 
Gruppen vermitteln, dass diese ihre eigenen Ziele, vor allem die der sozial-
ökologischen Transformation und des Ausbaus der reproduktiven Sektoren 
der Gesellschaft sowie der Friedenspolitik, nur auf einer solchen Grundlage 
realisieren können. Es sind vor allem die Bezieher unterer Einkommen, die 
im Besonderen Forderungen unterstützen, die zugleich sozial wie ökologisch 
sind: Ausbau des ÖPNV, entgeltfreier ÖPNV (er wird von 95% der Niedrig-
verdiener befürwortet und von 79% jener mit einem Einkommen zwischen 
1.500 und 2.500 Euro), Schaffung von gutbezahlten tariflichen Klimajobs, 
Tempolimit und Senkung der Strompreise für Geringverdiener (Candeias 
2022: 18). Dies zeigt, dass es möglich ist, an einem »sozialistisch-ökologi-
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schen Unten-Mitte-Bündnis« (Goes 2025) zu arbeiten. Doch die Herausfor-
derungen sind gewaltig: »Das Modell Deutschland befindet sich in der Krise. 
Seine materielle Basis, nämlich eine starke und auf den Export ausgerichtete 
Industrie, ist brüchig geworden.« (Bierbaum 2025a) Der Umbruch im indus-
triellen Bereich ist teilweise schon jetzt zum Abbruch geworden.

Wie Abou-Chadi et al. nachweisen, unterstützen Lohnarbeitende ohne aka-
demische Bildung, die in ökonomischen Fragen ein linkes Programm befür-
worten, auch kulturell progressive Positionen in Fragen von Geschlechterver-
hältnissen, Ökologie sowie Migration bzw. verhalten sich dabei neutral. Sie 
sind bereit, solche progressiven parteipolitischen Positionen zu akzeptieren, 
solange sie nicht in verabsolutierter Form und in Abstraktion von den Folgen 
für Arbeitsplätze und Löhne sowie gesellschaftliche Stabilität vertreten wer-
den. Sie sehen Migration zum Beispiel eher positiv, lehnen aber unregulierte 
Migration, wie sie in der Forderung nach »offenen Grenzen« zum Ausdruck 
kommt, ab. Verabsolutierte Positionen, die die Folgen ihrer Umsetzung ig-
norieren, zerstören die Glaubwürdigkeit linker Politik. Für die Gruppe der 
akademisch Gebildeten aus soziokulturellen Berufen gilt, dass sie dann (aber 
auch nur dann), wenn sie Umverteilung unterstützen, Programme deutlich 
ablehnen, die kulturell nicht progressiv sind.

Die Vorstellung, man könne Wählerinnen und Wähler aus nichtakademi-
schen Kreisen der Arbeiterklasse gewinnen, indem kulturell progressive Po-
sitionen aufgegeben werden, sehen Abou-Chadi et al. als falsifiziert an. Sie 
kommen zu dem Schluss: »Unsere Ergebnisse zeigen, dass autoritärere und 
nationalistischere programmatische Appelle den sozialdemokratischen Par-
teien wahrscheinlich nicht helfen werden, wieder an Wählerstärke zu gewin-
nen: Solche Positionen sind bei potenziellen Wählern mit geringerem Bil-
dungsniveau und aus der Arbeiterklasse nicht beliebt, und sie würden mit 
Sicherheit die gebildete Mittelschicht sowie jüngere potenzielle Wähler ver-
prellen. Es gibt also keinen Beweis dafür, dass rechte Appelle erfolgverspre-
chend sind.« (Abou-Chadi et al. 2025: 47) Es geht also nicht darum, linke 
soziale Positionen auf Kosten emanzipatorischer Ziele von Geschlechter-
gleichstellung oder im Umgang mit Migration bzw. in der Friedensfrage auf-
zugeben, sondern sie überzeugend und ohne Verabsolutierung letzterer auf 
der Basis der Klasseninteressen zu verbinden.

Um ein solidarisches Mitte-Unten-Bündnis aufzubauen, müssen zwei Strö-
mungen vereinigt werden, die sich vor Jahrzehnten weitgehend trennten. 
Wie Klaus Dörre schreibt, waren »es genau genommen zwei große linke La-
ger […], die während dieser Phase (der 2000er-Jahre – M.B.) den ›Geist von 
Porto Alegre‹ (Weltsozialforum) und mit ihm die Opposition gegen die ka-
pitalistische Hyperglobalisierung verkörperten. Akteure, die eine Kontinu-



52

ität der alten sozialistischen Arbeiterbewegungen und der Gewerkschaften 
repräsentierten (vertikale Organisation, Kampf um die Macht, an selektivem 
Wachstum interessiert), verorteten sich überwiegend auf der Achse von Kapi-
tal-Arbeit-Konflikten. Das konkurrierende Lager libertärer Strömungen und 
Bewegungen setzte hingegen auf Selbstorganisation (funktionale Dezentrali-
sierung), lehnte ökonomisches Wachstum als Ziel emanzipatorischer Politik 
grundsätzlich ab und agierte neben den Achsen race und gender hauptsächlich 
auf dem Feld des ökologischen Gesellschaftskonflikts.« (Dörre 2025: 16) Dies 
hat auch Folgen für das Verhältnis zu den Gewerkschaften und der Industrie-
arbeiterschaft: »Industriepolitik muss heute nicht zuletzt wegen der ökologi-
schen Herausforderungen […] Konversionspolitik sein.« (Bierbaum 2025b)

Aus dem Nebeneinander und sogar oft Gegeneinander muss ein Mit
einander werden, das über ein Mosaik hinausgeht, wie es der Situation der 
2000er-Jahre adäquat schien (Urban 2009). Bei wirklicher Klassenpolitik 
geht es nicht um die Verbindung des Diversen mit Wissen um die Bedeu-
tung der Klassenfrage – eine Verbindung, die auch nationalistisch oder ras-
sistisch hergestellt werden kann –, sondern um eine auf die Klassenfrage 
zentrierte verbindende Politik. Während eine klassensensibilisierte linksli-
bertäre Position vom Verschiedenen ausgeht, um zur Einheit zu finden, geht 
sozialistische Klassenpolitik vom Gemeinsamen der Klassenlage unter Be-
rücksichtigung der Verschiedenheit aus, in der sich die Betroffenheit durch 
die gemeinsame Klassenlage ausdrückt. Sie basiert auf einer diversitätssensi-
bilisierten Klassenanalyse. Sozialistische Klassenpolitik zielt auf die Bildung 
einer klassenzentrierten Transformations-Linken (Brie 2014).

Eine Transformations-Linke kann nur gebildet werden, wenn die Klassen-
frage zum strukturierenden Prinzip wird. Dies ist nicht deshalb notwen-
dig, weil Fragen von Geschlechter- oder ethnisierten Beziehungen oder 
der Ökologie weniger wichtig wären, sondern zum einen, weil es die kapi-
talistische Produktionsweise ist, die die Dynamik der Gesellschaft prägt. 
Wer diese Dynamik brechen will, muss das Kapitalverhältnis als bestim-
mendes Gesellschaftsverhältnis überwinden. Zum anderen, und dies ist 
machtpolitisch entscheidend, können die emanzipatorischen Ziele linker 
Bewegungen nur dann umfassend erreicht werden, wenn die Schlacht mit 
der Neuen Rechten um die Unterstützung der lohnarbeitenden Klasse in 
der »unteren Mitte« der Gesellschaft gewonnen wird.

Meines Erachtens kann diese Schlacht nicht mit jenem Verhältnis zur lohn-
arbeitenden Klasse gewonnen werden, wie er sich in dem programmatischen 
Aufruf des Forums Demokratischer Sozialismus und des Netzwerks Progres-
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sive Linke vom September 2025 »Die Erneuerung der Linken organisieren« 
niederschlägt. Dort taucht das Wort Klasse auf sieben Seiten vier Mal auf. 
Erstens im Zusammenhang mit dem »historische(n) Klassenkompromiss 
zwischen Arbeit und Kapital« und dann drei Mal negativ oder im negativen 
Kontext. Es wird von einer »vermeintliche(n) ›Klassenpolitik‹« gesprochen, 
»die sich in antiwestlichen Ressentiments oder anti-demokratischen Ressen-
timents erschöpft« und eine »Rhetorik« kritisiert, »in der der Begriff ›Klas-
se‹ nur ein Codewort für Fundamentalismus und Re-Maskulinisierung ist«. 
Außerdem wird einerseits betont, dass »Kritik der westlichen Ukraine-Poli-
tik«, »Mobilisierung gegen den völker- und menschenrechtswidrig geführten 
israelischen Krieg und der Kampf für den besonders unter Druck stehenden 
Teil der abhängigen Klasse« notwendig« seien. Andererseits wird sofort hin-
zugefügt: »Aber wir bilden keine Allianzen mit Kräften, die die Demokratie 
zerstören wollen, ein autoritär patriarchales Weltbild hochhalten und eine 
plurale Gesellschaft ablehnen.« (Forum Demokratischer Sozialismus/Netz-
werk Progressive Linke 2025) Ein positives »Codewort« für Klasse bleibt aus 
und man darf sich nicht wundern, wenn der Eindruck entsteht, dass die Lin-
ke die Proletarier verachtet (Baron 2016).

6. Die Identität als sozialistische Klassenpartei

»Die Linke steht in grundsätzlicher gesellschaftlicher und poli-
tischer Opposition zu Neoliberalismus und Kapitalherrschaft, im-

perialistischer Politik und Krieg. Sie streitet für eine demokrati-
sche und soziale, emanzipatorische und friedliche Gesellschaft. Mit 

der Mobilisierung von gesellschaftlichem Widerstand und dem Ein-
satz für eine grundlegende Umgestaltung machen wir uns auf den 

Weg zu einer sozialistischen Gesellschaft. Dabei knüpfen wir an die 
sozialstaatlichen, rechtsstaatlichen und demokratischen Errun-

genschaften sowie ökologischen Regulierungen an, die in den sozi-
alen und politischen Auseinandersetzungen der Vergangenheit be-

reits durchgesetzt wurden. Wir wollen sie weiterentwickeln und 
als Ausgangspunkt für weitergehende Veränderungen nutzen.«

(DIE LINKE 2011: 93) 

Eine Partei wie DIE LINKE ist durch den Widerspruch geprägt zwischen ih-
ren grundlegenden kapitalismuskritischen und über den Kapitalismus hin-
ausweisenden Zielvorstellungen und der Notwendigkeit, in der realen Gesell-
schaft und unter den Bedingungen der realen Kräfteverhältnisse zu agieren. 
Es geht einerseits um die politische Artikulation, Vertretung und Durchset-
zung realer Interessen großer Teile der lohnarbeitenden Klassen und der Be-
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völkerung insgesamt, die Beachtung der internationalistischen solidarischen 
Dimension und andererseits um die Verbindung dieser Interessen mit einem 
grundlegenden Richtungswechsel der Politik. Dem entspricht auf konzepti-
oneller Ebene das Konzept einer doppelten Transformation in der heutigen 
Gesellschaft über sie hinaus (Klein 2003; Dellheim et al. 2012; Klein 2013; 
Klein 2014; Wright 2017; Dörre 2021; Fraser 2023). Um sich überzeugend 
dauerhaft in diesem Widerspruch bewegen zu können, ist mehr noch als bei 
anderen Parteien ein besonders hohes Maß an Strategiefähigkeit gefordert. 
Die Spannung von Strategie und Taktik ist sehr groß. Groß sind auch die Dif-
ferenzen zwischen jenen, die von Fall zu Fall ggf. DIE LINKE wählen, aktiv 
mit ihr sympathisieren, sich in ihr engagieren, hauptberuflich für sie tätig 
sind, in parlamentarischen Gremien arbeiten oder Mitglieder von Landesre-
gierungen sind. All dies wird durch die verschiedenen Ebenen von Politik – 
international, EU, Bund, Länder, Kreise, Kommunen sowie der großen wie 
kleinen Unternehmen, Gewerkschaften, zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen usw. – noch einmal potenziert.

Um mit diesen Spannungen und Differenzen konstruktiv umzugehen und 
sie zur wechselseitigen Stärkung nutzen zu können, gibt es viele Wege – die 
der politischen Kultur, der Organisation, der gelebten, sich verbindenden 
Praxen. Wie die bisherige Analyse zeigen sollte, gehört dazu aber auch (und 
keinesfalls zuletzt) die Herausbildung und Entwicklung einer gemeinsamen 
ideologischen Identität – Ideologie hier verstanden als rationales Bewusst-
sein der kollektiven Gemeinsamkeiten in Differenz zu klar erkannten Geg-
nern und Feinden. Mit Gramsci muss man sich bewusst machen, »dass die 
Wahl und Kritik einer Weltanschauung […] eine politische Tatsache ist«. 
Um einen eigenständigen »gesellschaftlichen Block« zu schaffen, der dem 
des Liberalismus und der Neuen Rechten entgegenzustehen vermag, bedarf 
es zumindest im bestimmten Maße einer »ideologischen Einheit« (Gramsci 
1994: 1178, 1180). Hierin lag historisch die Bedeutung des Marxismus.

Angesichts der Tendenz, dass führende Vertreter der SPD nach 1900 den 
Anschluss an den herrschenden Block des deutschen Kaiserreichs suchten 
und die Partei in eine rein soziale und liberaldemokratische Reformpartei 
verwandelten, betonte Rosa Luxemburg die besondere Leistung von Karl 
Marx: »Es gab vor Marx eine von Arbeitern geführte bürgerliche Politik und 
es gab revolutionären Sozialismus. Es gibt erst seit Marx und durch Marx so-
zialistische Arbeiterpolitik, die zugleich und im vollsten Sinne beider Worte 
revolutionäre Realpolitik ist.« (Luxemburg 1978b: 373) Eine solche Politik 
zielt darauf ab, die Vertretung der Interessen der lohnarbeitenden Klassen im 
breitesten Sinne mit den Zielen universeller solidarischer Emanzipation zu 
verbinden. Wie ich oben zu zeigen versucht wurde, ist dazu ein solidarisches 
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Mitte-Unten-Bündnis aufzubauen, das von der Unten-Perspektive ausgeht 
und sich auf die Klassenanalyse unter Einschluss der Analyse der Geschlech-
terverhältnisse, der ökologischen Frage, von Migration und Krieg stützt. 

Die ideologische Hauptdifferenz in der Partei DIE LINKE besteht aus mei-
ner Sicht zwischen denen, die von linksliberalen Positionen der Vielfalt aus-
gehen, und jenen, die nach einer dezidiert sozialistischen Begründung linker 
Politik suchen und den Klassencharakter der Gesellschaft ins Zentrum rü-
cken. Vielen in der Partei ist diese Differenz gar nicht bewusst. Linkslibera-
le Positionen orientieren sich normativ an den Rechten der Einzelnen, stel-
len deren Freiheit und Gleichheit in den Mittelpunkt und kritisieren von hier 
aus die gesellschaftlichen Verhältnisse. Der Linksliberalismus übernimmt 
die Grundprämisse des Liberalismus. Was für John Locke, den philosophi-
schen Vater des Liberalismus, der historisch vergangene Naturzustand ist, 
verlegen die Anhänger des Linksliberalismus als Vision in eine anzustreben-
de Zukunft. Und während für Locke der Naturzustand durch das Handeln 
der Freien und Gleichen als Privateigentümer ihrer eigenen Arbeitskraft und 
Daseinsvorsorge mit eherner Folgerichtigkeit in eine kapitalistische Klas-
sengesellschaft übergeht, und damit ganz im Sinne von Francis Fukuyama 
den möglichen liberalen Endpunkt der Geschichte erreicht hat (Fukuyama 
1989), will der Linksliberalismus aus dieser Klassengesellschaft vorwärts zu 
jenem »Zustand vollkommener Freiheit« gelangen, der für Locke Ausgangs-
punkt war (Locke 1980: 99). Karl Marx hatte diese Vision im »Kapital« als 
Reflex der Sphäre des einfachen Warentauschs kritisiert, eine Sphäre, die für 
ihn aber eine spezifische Erscheinung der entfalteten kapitalistischen Pro-
duktionsweise ist und weder in der Vergangenheit Wirklichkeit war, noch in 
der Zukunft jemals realisierbar sein würde.9 Ohne die Bindung der Freiheit 
der Einzelnen und organisierte Verantwortlichkeit für das Gemeinsame auf 
der Basis von klassenzentrierter Politik mündet diese Freiheit in kapitalisti-
scher Ausbeutung, in Unterdrückung und Krieg. Sie wird tödlich (Brie 2019).

9  »Die Sphäre der Zirkulation oder des Warenaustausches, innerhalb deren Schranken Kauf 
und Verkauf der Arbeitskraft sich bewegt, war in der Tat ein wahres Eden der angebornen Men-
schenrechte. Was allein hier herrscht, ist Freiheit, Gleichheit, Eigentum und Bentham. Freiheit! 
Denn Käufer und Verkäufer einer Ware, z.B. der Arbeitskraft, sind nur durch ihren freien Willen 
bestimmt. Sie kontrahieren als freie, rechtlich ebenbürtige Personen. Der Kontrakt ist das End-
resultat, worin sich ihre Willen einen gemeinsamen Rechtsausdruck geben. Gleichheit! Denn 
sie beziehen sich nur als Warenbesitzer aufeinander und tauschen Äquivalent für Äquivalent. 
Eigentum! Denn jeder verfügt nur über das Seine. Bentham! Denn jedem von den beiden ist es 
nur um sich zu tun. Die einzige Macht, die sie zusammen und in ein Verhältnis bringt, ist die 
ihres Eigennutzes, ihres Sondervorteils, ihrer Privatinteressen. Und eben weil so jeder nur für 
sich und keiner für den andren kehrt, vollbringen alle, infolge einer prästabilierten Harmonie 
der Dinge oder unter den Auspizien einer allpfiffigen Vorsehung, nur das Werk ihres wechsel-
seitigen Vorteils, des Gemeinnutzens, des Gesamtinteresses.« (Marx 1962, 189f.)
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Keine andere Frage ist so eng verbunden mit dem Selbstverständnis und 
zentralen strategischen Entscheidungen von Linksparteien wie die Fragen der 
Außen- und Sicherheitspolitik. Diese haben für DIE LINKE zugleich eine eu-
ropäische Dimension. Während sich die Europäische Linkspartei klar als Par-
tei gegen die Militarisierung der EU, gegen die NATO als Friedensmacht und 
für konkrete Abrüstungsschritte bis hin zu einem atomwaffenfreien Europa 
bis 2050 formuliert, kann sich die ELA nur zu Fragen der Verteidigung von 
Menschen- und Völkerrecht verbindlich einigen, in anderen Fragen bleibt sie 
z.B. aufgrund unterschiedlicher bzw. gegensätzlicher Positionen zur NATO 
unbestimmt, bzw. flexibel, um auf nationaler Ebene handlungsfähig zu blei-
ben. Damit aber müsste die im Raum stehende Entscheidung der LINKEN als 
Mitglied der EL oder ELA in Abhängigkeit von ihrer strategischen Ausrich-
tung getroffen werden, gemäß ihrem Gebrauchswert als antagonistischer Pol 
oder Teil einer rot-grünen Allianz. Sie könnte jedoch auch als einzige Partei 
mit ost-west-deutscher bzw. europäischer Geschichte ihre historische Verant-
wortung als Brückenpartei wahrnehmen und müsste hierzu jedoch verstärkt 
an einem alternativen, integrationsfähigen erweiterten Konzept kooperati-
ver Sicherheit arbeiten.

In der LINKEN ist es nicht zuletzt der Konflikt um das Verständnis des 
Ukraine-Krieges, der die gegensätzlichen Positionen sichtbar gemacht hat. 
Die linksliberale Position fragt danach, wer diesen Krieg begonnen und die 
souveränen Rechte des ukrainischen Staates brutal verletzt hat – Russland. 
Damit soll das Wesen dieses Krieges erklärt sein. Eine sozialistische Positi-
on ist anders begründet, wie Heinz Bierbaum und ich deutlich gemacht ha-
ben: »Der Charakter eines Krieges ergibt sich nicht in erster Linie daraus, 
wer ihn begonnen hat, sondern welche Interessen in diesem Krieg politisch 
verfolgt werden. Und umso mehr ein Krieg eskaliert, umso deutlicher wer-
den diese Interessen. Mittlerweile ist unübersehbar: Der Krieg in der Ukraine 
ist ein Krieg zwischen zwei Imperien – dem von den USA geführten Westen 
und Russland. Es ist ein interimperialer Krieg auf dem Boden der Ukraine, 
verwandelt in ein Schlachthaus der Soldaten beider Seiten.« (Bierbaum/Brie 
2024c; siehe auch Bierbaum/Brie 2024b; Wahl et al. 2025) Der Charakter 
des Ukraine-Kriegs als Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine und als Ver-
teidigungskrieg der Ukraine gegen Russland ist aus einer solchen Sicht dem 
interimperialistischen Grundzug des Krieges untergeordnet.

Sozialistische Bewegungen bringen ständig »Kinderkrankheiten« hervor. 
Sie resultieren aus der intellektuellen und politischen Unwilligkeit und Unfä-
higkeit, solidarisch-emanzipatorische Wege zu finden, um die realen Wider-
sprüche solcher Bewegungen, die auf die Überwindung des Kapitalismus zie-
len, zu bearbeiten. Dies gilt auch für den Linksliberalismus. Wenn man sich 
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bewusst macht, dass der Kapitalismus aus der Entfesselung der Macht von 
Privatinteressen, dem Niederreißen der Band des Gemeinschaftlichen, die die-
ser Macht Zügel anlegte, resultierte, wenn man sich vor Augen führt, dass die 
Dominanz von Kapitalakkumulation über Wirtschaft und Gesellschaft bedeu-
tet, dass die Anhäufung privaten Reichtums zum primären Ziel wird, dann ist 
auch klar, dass eine sozialistische Transformation eine starke Rolle der Re-
präsentanz der gemeinsamen Klasseninteressen an der Herstellung einer sol-
chen neuen Gesellschaftsordnung gegenüber den Einzelnen realisieren muss, 
wenn sie erfolgreich sein will. Von Sozialismus als transformatorischer Bewe-
gung kann nur dann die Rede sein, wenn in ihm das kommunistische Prinzip 
zukunftsorientierter solidarischer Gemeinschaftlichkeit autoritativ zur Wir-
kung kommt, ohne dabei das liberale Prinzip individueller Freiheit zu zer-
stören. Ein wirklicher Sozialismus muss nicht nur das liberale, sondern vor 
allem auch das kommunistische Erbe antreten (siehe zu diesem Sozialismus-
verständnis Brie 2022). Zu diesem Erbe gehören die öffentliche Daseinsvor-
sorge, Infrastruktur, Wirtschaftsdemokratie und Formen der Vergesellschaf-
tung der Verfügung, die irdische Natur, Frieden und gemeinsame Sicherheit.

Der Linksliberalismus ist eine ideologische Strömung, die die Ideale des 
Liberalismus gegen die kapitalistischen Herrschafts- und Ausbeutungsver-
hältnisse wendet. Er übernimmt die liberale Grundprämisse von der Freiheit 
und Gleichheit der Individuen und kritisiert ausgehend davon die Verhält-
nisse von Unfreiheit und Ungleichheit. Alle Verhältnisse, die nicht aus dem 
freien Willen der Individuen hervorgehen, werden als autoritär abgelehnt. 
Die scharfe Auseinandersetzung zwischen den Anhängern Proudhons und 
Bakunins einerseits und denen von Marx und Engels andererseits in der Ers-
ten Internationale wurde genau um die Frage geführt, wie kollektive Hand-
lungsfähigkeit zur Überwindung des Kapitalismus hergestellt werden kann 
und was dies für die gesellschaftlichen und politischen Verhältnisse nach ei-
ner sozialistischen Revolution bedeutet. Während sich damals in der Interna-
tionale mit Marx und Engels das kommunistische Prinzip durchsetzte, wird 
gegenwärtig der westliche Sozialismus von linksliberalen Vorstellungen be-
herrscht. Eine zukunftsfähige Erneuerung des Verständnisses von Sozialis-
mus in der Einheit von liberalen und kommunistischen Ansätzen steht noch 
aus, obwohl es einige Ansätze gibt. Aber ohne eine gemeinsame ideologische 
Identität der Mitgliedschaft und Führung wird DIE LINKE bei der nächs-
ten Krise wieder zerbrechen. Genau diese Frage einer eigenen geistig-politi-
schen und vor allem auch kulturellen Identität als sozialistische Klassenpar-
tei wird aber in der Strategiediskussion der Partei bisher nicht gestellt. Das 
könnte sich als tödlicher Fehler herausstellen und einen neuen Absturz der 
Partei DIE LINKE herbeiführen.
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»Damit die Partei DIE LINKE ausgehend von dem Neustart, der mit der 
Bundestagswahl 2025 verbunden war, auch weiter neue antreibende Kraft 
entfaltet, muss sie sich als lernende Partei ihrer Mitglieder und Führung in 
der Gesellschaft entwickeln. Wie Rosa Luxemburg in Zeiten der Finsternis, 
am Beginn des Ersten Weltkriegs, schrieb: ›[W]ir werden siegen, wenn wir 
zu lernen nicht verlernt haben‹. [...] Im Kern des Lernens einer linken, den 
arbeitenden Klassen verpflichteten Partei stehen die Erfahrungen vor Ort 
und im Betrieb, in den Gemeinden und Städten, in den Parlamenten und 
Institutionen. Aus ihrer Reflexion müssen die Entwicklung und ständige 
Überprüfung der Strategie wie Taktik der Partei, ihrer Organisations- und 
Arbeitsweise erwachsen.

Dazu bedarf es der strategisch aufklärenden Gesellschafts- und 
Klassenanalyse, der Analyse der gesellschaftlichen Akteure und der 
herrschenden Eliten und ihrer Strategien, der ökonomischen, politischen 
wie kulturellen Umbruchprozesse, der geopolitischen Umgestaltungen 
und technologischen Entwicklungen. Und es verlangt die Herausbildung 
einer eigenen weltanschaulichen Identität, um Neoliberalismus und Neuer 
Rechter widerstehen zu können. [...]

Es geht darum, Grundkonflikte in der strategischen Diskussion der Partei 
herauszuarbeiten [und zu] prüfen, inwieweit es die vorliegenden Positionen 
erlauben, strategische Konturen für DIE LINKE als sozialistische 
Klassenpartei zu skizzieren.«


